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Kapitel  1. 


Die  Tätigkeit  der  Landesversicherungsanstalt  Westfalen  auf  dem 
Gebiete  der  Wohnungsfürsorge. 

1.  Verschiedene  Versuche  zur  Linderung  der  Wohnungsnot 

und  ihre  Erfolge. 

Die  bedeutendste  Vorkämpferin  auf  dem  Gebiete  der  Woh- 
nungsfürsorge in  Westfalen  ist  unstreitig  die  Landesversicherungs- 
anstalt. ^)  Seit  ihrem  Bestehen  hat  sie  mit  allen  ihr  zur  Verfügung 
stehenden  Mitteln  auf  die  Wohnungsverhältnisse  bessernd  einzu- 
wirken versucht,  und  zwar  ging  sie  von  der  meines  Erachtens 
durchaus  einseitigen  Auffassung  aus,  daß  der  Bau  von  Ein-  und 
Zweifamilienhäusern  in  erster  Linie  hierzu  berufen  sei.  Obwohl 
sie  statutengemäß  den  Gemeinden  und  Baugenossenschaften,  die 
durch  den  Bau  von  Mietshäusern  mit  mehreren  Kleinwohnungen 
Abhilfe  schaffen  wollen  2),  ihre  Unterstützung  nicht  versagt,  ist  sie 
doch  in  der  Praxis  hierzu  nur  durch  das  Hinzukommen  besonderer 
wichtiger  Momente  bewogen  worden. 

Wie  ist  nun  die  Landesversicherungsanstalt  Westfalen  bei 
ihren  Besserungsbestrebungen  vorgegangen? 

Zunächst  suchte  sie  die  Gemeinden  für  ihr  Vorhaben  zu 
interessieren  und  sie  zum  Selbstbau  von  Arbeiterwohnungen  zu 
veranlassen.  Sie  stellte  sich  hierbei  auf  den  Standpunkt,  daß  die 
Gemeinden  in  erster  Linie  dazu  berufen  wären,  eine  Besserung 
der  traurigen  Wohnungsverhältnisse  herbeizuführen.  Doch  hatte 
eine  dementsprechende  Umfrage  ein  vollständig  negatives  Ergeb- 


1)  Es  liegt  übrigens  im  eigensten  pekuniären  Interesse  der  Landesver- 
sicherungsanstalten, durch  eine  solche  Fürsorge  auf  die  Gesundheitsverhältnisse  der 
arbeitenden  Bevölkerung  hinzuwirken;  denn  sie  beugen  dadurch  einer  allzu  großen  In- 
anspruchnahme durch  die  Versicherten  vor.  Aus  den  gleichen  Gesichtspunkten  heraus 
unterstützen  sie  die  Gründung  von  Lungenheilstätten  und  errichten  auch  selbst  der- 
gleichen Anstalten. 

2)  Der  Begriff  Kleinwohnung  ist  also  von  dem  Begriff  Klein wohnhaus 
wohl  zu  unterscheiden. 

Tremöhlen,  Wohnungsfürsorge  für  Industriearbeiter.  1 
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nis,  da  die  Gemeinden  und  Kreise  aus  mangelndem  Verständnis 
für  ihre  soziale  Aufgabe  die  Bedürfnisfrage  in  der  Regel  ver- 
neinten. 

Im  November  des  Jahres  1894  beschloß  dann  der  Aus- 
schuß der  Landesversicherungsanstalt,  zunächst  den  Betrag  von 
300000  Mark  zur  Ausleihung  an  die  Kreiskommunalverbände 
zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen  zu  ermäßigtem  Zinsfuß  von 
sVsVo  bereit  zu  stellen.  Doch  nicht  einer  von  den  Kreisver- 
bänden  machte  von  diesem  Anerbieten  Gebrauch.  Obwohl  also 
die  L.V.A.  keinerlei  Entgegenkommen  sowohl  von  selten  der  Ge- 
meinden als  auch  von  selten  der  Kr  eis  verbände  fand,  schreckte 
dieser  Mißerfolg  sie  keineswegs  zurück.  Noch  in  demselben  Jahre 
(1894)  wurde  ein  neuer  Versuch  gemacht,  das  Interesse  der  Ge- 
meinden für  ihre  sozialen  Bestrebungen  zu  gewinnen  und  zu 
fördern.  Da  man  eingesehen  hatte,  daß  der  eingeschlagene  Weg 
nicht  zum  vorgesteckten  Ziele  führen  würde,  ging  man  auf  anderer 
Grundlage  vor.  Wenn  eine  Linderung  der  Wohnungsnot  seitens 
der  Gemeinden  usw.  durch  direkte  Abhilfe  auch  ausgeschlossen 
erschien,  so  lag  doch  einer  indirekten  Mitwirkung  ihrerseits 
durch  Übernahme  der  selbstschuldnerischen  Bürgschaft 
für  diejenigen  Darlehen,  die  gemeinnützige  Baugenossenschaften 
oder  ähnliche  Vereinigungen  zu  erhalten  wünschten,  nichts  im 
Wege.  Auch  war  die  Mitwirkung  der  Gemeinden  insofern  von 
höchster  Bedeutung,  als  im  Falle  der  Gemeindebürgschaft  die  neu 
zu  erbauenden  Häuser  der  Baugenossenschaften  ohne  Prüfung  der 
Mündelsicherheitsgrenze  bis  zur  vollen  Höhe  der  Herstellungs- 
kosten beliehen  werden  konnten.  Zu  diesem  Zweck  wurden  im 
Jahre  1895  erstmalig  500000  Mark  von  der  L.V.A.  den  Bau- 
vereinigungen usw.  zur  Verfügung  gestellt,  w^odurch  für  diese 
das  Haupthindernis  für  eine  kräftige  Entwicklung  aus  dem  Wege 
geräumt  war.  —  Denn  gerade  die  Beschaffung  des  Baukapitals 
bildet  bekanntlich  für  diese  die  brennendste  Frage.  Privates 
Kapital  pflegt  sich  gar  nicht  oder  doch  nur  äußerst  selten  an  eine 
Beleihung  solcher  Häuser  heranzuwagen,  und  es  müßte  auch  seiner 
ganzen  Natur  nach  unverhältnismäßig  hohe  Zinsen  fordern,  um 
das  Risiko  zu  decken.  —  Doch  auch  jetzt  noch,  nachdem  man 
den  Gemeinden  den  Weg  zur  Wohnungsfürsorge  geebnet  hatte, 
blieb  der  Erfolg  zunächst  aus.  Erst  allmählich,  als  man  sah,  daß 
bei  den  wenigen  Gemeinden,  die  der  Anregung  der  L.V.A.  gefolgt 
waren  und  für  mehr  oder  minder  hohe  Beträge  die  Bürgschaft 
übernommen  hatten,   keine  schädlichen  Folgen  sich  einstellten, 
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häuften  sich  die  Darlehn s- Anträge  und  mehrten  sich  von  Jahr 
zu  Jahr.  Die  meisten  Darlehen  sind  den  Gemeinden  zugeflossen, 
in  welchen  die  Wohnungsnot  am  drückensten  war,  und  das  war 
natürlich  nur  in  den  gewerblich  und  industriell  entwickelten  Ge- 
meinden der  Fall.  Darlehnsnehmer  waren  in  den  meisten  Fällen 
die  Bauvereinigungen.  Die  Gründung  und  Förderung  solcher 
Vereinigungen  lag  daher  der  L.V.A.  sehr  am  Herzen.  Waren  sie 
doch  zunächst  die  einzigen  Korporationen,  die  eine  planmäßige 
Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  durch  Errichtung  von  Bauten 
für  ihre  Mitglieder  sich  zur  Aufgabe  machten.  Man  kann  des- 
halb den  Standpunkt  der  L.V.A.  wohl  verstehen,  wenn  sie  bei 
der  Gewährung  von  Darlehen  an  Bauvereinigungen  von  dem  Be- 
wußtsein geleitet  wurde i),  daß  für  eine  wirkliche  Förderung  des 
Kleinwohnungsbaues  örtliche  Organisationen  unerläßlich  seien, 
und  daß  Vereinigungen,  die  auf  der  Grundlage  der  Selbsthilfe, 
also  wohl  durchweg  einem  tatsächlichen  Bedürfnis  entsprechend 
errichtet  würden,  am  geeignetsten  hierfür  seien. 

Doch  begnügte  sie  sich  nicht  mit  finanzieller  Unterstützung, 
sondern  suchte  auch  in  den  Orten,  wo  noch  keine  Baugenossen- 
schaften oder  ähnliche  Einrichtungen  vorhanden  waren,  die  Be- 
dürfnisfrage nach  solchen  Vereinen  genau  zu  untersuchen  und, 
falls  die  örtlichen  Verhältnisse  es  als  wünschenswert  erscheinen 
ließen,  die  Gründung  von  Baugenossenschaften  usw.  anzuregen. 

Mit  diesem  Erfolge  keineswegs  zufrieden,  suchte  die  L.V.A. 
nun,  da  zunächst  nur  wenige  Gemeinden  sich  zur  Bürgschafts- 
leistung bewegen  ließen,  die  kommunalen  Kreditinstitute  dem  Klein- 
wohnungsbau dienstbar  zu  machen.  Der  erste  Versuch  dieser  Art 
wurde  im  Jahre  1896  vorgenommen.  Der  Erfolg  blieb  jedoch  aus, 
und  zwar  hauptsächlich  deshalb,  weil  die  Sparkassen,  die  allein 
hier  in  Frage  kamen,  für  ihre  Vermittlung  keinerlei  Vergütung 
erheben  durften.  Erst  als  ihnen  '^I^^Iq  der  Darlehnssumme  als  Ent- 
schädigung für  ihre  Mühewaltung  gewährt  wurde,  stieg  die  Zahl 
der  Teilnehmer. 

Bei  dieser  Art  der  Darlehnsgewährung  ist  die  L.V.A.  zum 
ersten  Male  von  ihrem  Prinzip,  an  Arbeitgeber  keinerlei  Dar- 
lehen zu  gewähren,  abgewichen  und  zwar  geschah  dieses  auf  An- 
regung der  Landwirtschaftskammer  hin,  die  die  Vorteile  der  Dar- 
lehnsgewährung seitens  der  L.V.A.  auch  auf  die  Landarbeiter 
ausgedehnt  wissen  wollte. 


^)  Vgl.  meine  Bedenken  hierüber  an  anderer  Stelle. 
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Alle  bisher  erörterten  Versuche  der  L.V.A.,  eine  Besserung- 
der  Wohn ungs Verhältnisse  herbeizuführen,  waren  an  korporative 
Vereinigungen  usw.  gerichtet.  Es  bleibt  jedoch  noch  ein  Versuch 
zu  erwähnen;  das  ist  die  direkte  Darlehnsgewährung  an  den  Ar- 
beiter selbst.  Man  hatte  schon  lange  den  Gedanken  erwogen,  wie 
dem  einzelnen  Arbeiter  zu  helfen  sei,  der  sich  keiner  Vereinigung 
anschließen  konnte.  Die  L.V.A.  entschloß  sich,  zunächst  zu  unter- 
suchen, ob  die  betreffenden  Gemeinden  nicht  zu  bewegen  wären, 
für  die  einzelnen  Arbeiter  die  selbstschuldnerische  Bürgschaft  zu 
übernehmen.  Eine  Reihe  von  Gemeinden  ist  auch  tatsächlich 
dieser  Anregung  gefolgt,  anderen  jedoch  erschien  die  Sache  zu 
bedenklich.  In  solchen  Fällen  blieb  also  der  L.V.A.  kein  anderer 
Ausweg  übrig,  als  an  die  Versicherten  direkt  zu  verleihen.  — 
Zu  diesem  Zwecke  mußten  jedoch  die  bis  dahin  gültigen  Darlehns- 
bestimmungen,  die  eine  solche  Art  der  Beleihung  nicht  vorgesehen 
hatten,  revidiert  und  erweitert  werden.  —  Mit  diesem  Versuch  hat 
die  L.V.A.  einen  durchschlagenden  Erfolg  erzielt.  Denn  die 
einzelnen  Arbeiter  ergriffen  zahlreich  diese  Gelegenheit,  sich  ein 
gesundes  und  billiges  Heim  erbauen  zu  können  und  die  Zahl 
solcher  Darlehnsanträge  nahm  mit  der  Zeit  einen  solchen  Umfang 
an,  daß  die  L.V.A.  sich  gezwungen  sah,  eine  Einschränkung  ein- 
treten  zu  lassen,  und  an  Orten,  wo  Bau  Vereinigungen  bestanden, 
an  einzelne  Versicherte  keinerlei  Darlehen  mehr  abzugeben.  In 
solchen  Fällen  mußte  der  Arbeiter,  um  ein  Darlehn  zu  erhalten,, 
eben  dem  in  seinem  Wohnort  bestehenden  Verein  beitreten.  — 
Fassen  wir  alle  bisher  besprochenen  Versuche  zusammen,  die  die 
L.V.A.  zur  Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  unternommen 
hat,  so  sehen  wir,  daß  sie  sich  in  der  Hauptsache  auf  die 
Gewährung  von  Darlehen  beschränkte  und  zwar  fand  diese 
auf  eine  vierfache  Art  statt: 

1.  an  die  Gemeinden  und  Kreise  zum  Eigenbau; 

2.  an    die   Bauvereinigungen   usw.    unter  selbstschuld- 
nerischer Bürgschaft  der  Gemeinden; 

3.  an  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  unter  Vermittlung 
der  Gemeindesparkassen; 

4.  an  Einzelversicherte  direkt. 

Am  wenigsten  Anklang  hat  wohl  die  erste  Art  Darlehns- 
gewährung an  die  Gemeinden  gefunden.  So  haben  vom  Jahre  1896 
bis  zum  Jahre  1909  nur  20  Gemeinden  Kapitalien  zum  Bau  von 
Kleinwohnungen  aufgenommen  und  zwar  in  einer  Höhe  von  ins- 
gesamt 1500000  Mk.    Diese  Art  der  Beteiligung  der  Gemeinden 


an  der  Wohnungsfürsorge  geht  zudem  in  den  letzten  Jahren  immer 
mehr  zurück,  so  daß  sie  wohl  in  nicht  allzulanger  Zeit  überhaupt 
verschwunden  sein  wird. 

Dagegen  scheint  man  sich  in  neuester  Zeit  seitens  der  weiteren 
Kommunalverbände,  wie  Kreise,  Provinzen,  für  die  Frage  der 
Wohnungsfürsorge  mehr  zu  interessieren.  So  ist  z.  B.  kürzhch 
der  Landkreis  Dortmund  als  Darlehnsnehmer  aufgetreten.  Ent- 
gegen dem  bisherigen  Prinzip,  die  von  der  L.V.A.  erhaltenen 
Darlehen  nur  als  i.  Hypothek  zu  verwenden,  will  der  Kreis  das 
ihm  bewilligte  Darlehen  im  Betrage  von  120000  Mk,  auf  andere 
bemerkenswerte  Weise  wieder  ausleihen:  Wie  an  anderer  Stelle 
ausführlich  behandelt  werden  wird,  ist  im  Jahre  1907  durch  einen 
Erlaß  des  Landwirtschaftsministers  die  Bildung  von  Rentengütern 
kleinsten  Umfanges  (Mindestgröße  12,5  ar)  für  Industriearbeiter 
gestattet  worden.  Diese  Rentengüter  werden  von  der  Rentenbank 
n^it  757o  Wertes  beliehen.  Der  Landkreis  Dortmund  will 
nun  diese  Güter  mit  einer  2.  Hypothek  beleihen  in  der  Art,  daß 
die  Rentenbank  nur  noch  ein  Drittel  des  Wertes  hergibt,  während 
die  L.V.A.  den  größeren  Rest  des  Kapitals  gibt.  Dadurch  werden 
nach  Ansicht  der  L.V.A.  einmal  die  Vorteile  des  Rentengutsbil- 
dungsverfahrens  gesichert,  und  es  ist  ferner  der  »Kursverlust« 
des  nur  geringen  Rentenbankdarlehens  —  die  Rentenbank  gibt 
diese  Darlehen  in  Form  von  3^/2^/o^§^^  Rentenbriefen  —  ver- 
hältnismäßig unerheblich.  Das  letztere  ist  sehr  wichtig,  da  die 
Rentengutsbildung  vielfach  gerade  an  dem  eintretenden  »Kurs- 
verlust« scheiterte.^) 

Die  zweite  Art  der  Beleihung,  nämlich  an  die  Bauvereini- 
gungen usw.  unter  selbstsschuldnerischer  Bürgschaft  der 
Gemeinden  hat 'eine  große  Bedeutung  erlangt-),  und  die  L.V.A. 
Westfalen  war  es  vor  allen  Dingen,  die  zu  diesem  Zweck  ihre 
Mittel  sofort  zur  Verfügung  stellte.  Dank  dieser  Unterstützung 
konnte  sie  bis  Ende  1909  75  Bauvereinigungen  verzeichnen,  an 
die  sie  nicht  weniger  als  1 1  Millionen  Mark  unter  selbstschuld- 
nerischer Bürgschaft  der  Gemeinden  verliehen  hatte.  Wenn  hieran 
auch  nicht  alle  westfälischen  Gemeinden  beteiligt  sind,  so  muß 

1)  übrigens  ist  m.  E.  »Kursverlust«  niclit  der  richtige  Ausdruck,  es  müßte  eher 
»Disagio«  heißen,  da  eine  mit  3V2V0  verzinsliche  Rentenschuld  vom  Standpunkt  des 
Rentenbeziehers  aus  gegenüber  der  mit  4*^/0  verzinslichen  Rentenschuld  unbedingt  ein 
Disagio  haben  muß. 

2)  Es  verdient  an  dieser  Stelle  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  daß  der 
bekannte  Pastor  von  Bodelschwingh  die  erste  Anregung  hierzu  gegeben  hat. 


doch  anerkannt  werden,  daß  die  Reihe  der  Fernstehenden  eine  ver- 
hältnismäßig nur  noch  kleine  ist,  und  es  ist  zu  erwarten,  daß  auch  diese 
in  absehbarer  Zeit  dem  Beispiel  der  übrigen  Gemeinden  folgen  werden. 
Indem  sie  so  den  Weg  der  selbstschuldnerischen  Bürgschaft  ein- 
schlagen, die  Aufnahme  der  Darlehen  aber  den  Bauvereinigungen 
überlassen,  lösen  sie  auf  die  einfachste  und  bequemste  Art  einen 
Teil  ihrer  Aufgabe  im  Rahmen  der  kommunalen  Wohnungspolitik. 

Einen  erfreulichen  Erfolg  hat  auch  die  dritte  Art  der  Dar- 
lehnsgewährung  an  die  Gemeindesparkassen  zu  verzeichnen.  Nach- 
dem man  ihnen,  wie  bereits  erwähnt,  eine  Vergütung  von  ^/s^o 
der  vermittelten  Darlehnssumme  zugesprochen  hatte,  stieg  die 
Zahl  der  beteiligten  Sparkassen  und  die  Höhe  der  Darlehen  ganz 
enorm.  Im  Jahre  1906  allein  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Spar- 
kassen von  5  auf  16,  die  Höhe  der  Darlehen  von  rund  106000  Mk. 
auf  278000  Mk.  Bis  Ende  1909  hatte  letztere  die  Höhe  von  rund 
1400000  Mk.  erreicht,  eine  Summe,  die  24  Sparkassen  vermittelt 
hatten.  Einen  großen  Anteil  an  der  Höhe  der  aufgenommenen 
Darlehen  haben  jedenfalls  die  Arbeitgeber,  denen  abweichend  von 
dem  sonstigen  Prinzip  bei  dieser  Art  der  Beleihung  eine  Unter- 
stützung gewährt  werden  durfte.  Es  ist  dies  in  der  Hauptsache 
aus  dem  Grunde  geschehen,  um  hierdurch  auch  der  mehr  oder 
w^eniger  akuten  Wohnungsnot  auf  dem  Lande  abzuhelfen. 

Im  übrigen  ging  die  L.V.A.  von  dem  Grundsatze  aus,  daß 
die  Beschaffung  von  Wohnungen  für  die  Arbeiter  seitens 
der  Arbeitgeber  keinerlei  Förderung  verdiene.  Auf  die 
Gründe  für  diese  ablehnende  Haltung  dem  Arbeitgeber  gegenüber 
werde  ich  später  noch  zurückkommen. 

Den  größten  Erfolg  hatte  jedoch  der  4.  und  letzte  Versuch, 
das  Ausleihen  von  Baukapital  an  die  einzelnen  Arbeiter  selbst, 
entweder  unter  selbstschuldnerischer  Bürgschaft  der  Ge- 
meinden oder  direkt  an  die  Arbeiter  ohne  Bürgschaft 
zu  verzeichnen.  Bei  der  Einführung  dieses  Beleihungsmodus  war 
sich  die  L.V.A.  wohl  bewußt,  daß  ihr  durch  die  Hingabe  einer 
größeren  Anzahl  derartiger  kleiner  Tilgungsdarlehen  eine  erheb- 
lich größere  Arbeitslast  entstehen  würde,  weil  eine  Menge  solcher 
Anträge  zu  erwarten  stand.  Diese  Vermutung  sollte  sich  auch 
vollkommen  bestätigen.  Bis  Ende  1909  waren  1058  Darlehen 
dieser  Art  im  Gesamtbetrage  von  ca.  4500000  Mk.  ausgeliehen 
worden,  und  es  erschien  durchaus  notwendig,  diejenigen  Ge- 
meinden, in  denen  Bauvereinigungen  bestanden,  von  der  Ge- 
währung von  Darlehen  auszuschHeßen. 


II.  Die  Bedingungen  für  die  Gewährung  von  Darlehen. 

Aus  dem  bisher  Erörterten  haben  wir  die  unermüdliche 
Tätigkeit  der  L.V.A.  auf  dem  Gebiete  des  Kleinwohnungswesens 
kennen  gelernt.  Durch  Gewährung  von  Darlehen  in  weitgehendstem 
Maße  an  die  verschiedensten  Korporationen,  Vereine  usw.  gelang 
es  ihr,  zur  Linderung  der  bestehenden  Wohnungsnot  beizutragen. 
Selbstverständlich  mußte  sie  hierbei  die  Gewähr  haben,  daß  die 
auszuleihenden  Gelder  auch  wirklich  zu  dem  gedachten  Zweck 
verwendet  wurden.  Die  Gewährung  von  Darlehen  ist  daher  an 
eine  Reihe  von  Bedingungen  geknüpft,  die  im  Laufe  der  Zeit 
verschiedentlich  modifiziert  wurden. 

Ein-  und  Zweifamilienhäuser. 
Die  vornehmste  Frage  ist  wohl  die,  wie  es  ermöglicht  werden 
kann,  daß  die  mit  so  billigem  Baukapital  errichteten  Häuser  nicht 
über  kurz  oder  lang  der  Spekulation  zum  Opfer  fallen  und  auf 
diese  Weise  ihrem  eigentlichen  Zweck  entfremdet  werden.  Um 
den  Spekulationsgelüsten  von  vornherein  vorzubeugen,  sucht  man 
es  zu  vermeiden,  möglichst  hohe  Wertobjekte  zu  schaffen.  Des- 
halb wird  in  erster  Linie  daran  festgehalten,  daß  nur  das  Ein-  und 
Zweifamilienhaus  durch  die  Darlehnsge Währung  zu  fördern  sei. 
Jedenfalls  werden  als  Eigenhäuser,  auch  Erwerbshäuser  genannt, 
nur  Ein-  und  Zweifamilienhäuser  beliehen.  Bei  dieser  Art  von 
Häusern  ist  nach  Ansicht  der  L.V.A.  die  Gefahr  der  spekulativen 
Ausbeutung  durch  übermäßiges  Abvermieten,  zu  hohe  Mieten, 
spekulativen  Verkauf  usw.  am  geringsten.  Bei  den  hohen  Miet- 
häusern in  den  großen  Städten,  wo  der  Grund  und  Boden,  auf 
dem  die  Häuser  stehen,  allein  schon  ein  wertvolles  Spekulations- 
objekt bietet,  ist  nach  Ansicht  der  Anstalt  die  Sachlage  selbstver- 
ständlich eine  ganz  andere.  »Hier  ist  es  wohl  zu  verstehen,  wenn 
der  Besitzer  ein  ihm  z.  B.  vom  Bauverein  errichtetes  Haus  nach 
lo — 20  Jahren  um  den  doppelten  Preis  der  Herstellungskosten 
verkauft.  Diese  Erfahrung  haben  zu  ihrem  Schaden  die  Bauge- 
nossenschaften mehrfach  gemacht,  die  Mehrfamilienhäuser  als  Er- 
werbshäuser gebaut  haben«  ^). 

Wiederkaufsrecht. 
Die  L.V.A.  beleiht  in  der  Regel  die  Ein-  und  Zweifamilien- 
häuser nur  dann,  wenn  die  Baugenossenschaften  sich  hierbei  ein 
Wiederkaufsrecht  auf  die  Dauer  von  30  Jahren  sichern.  Sie  können 
innerhalb  dieser  Frist  zu  jeder  Zeit  das  Haus  in  bestimmten  Fällen 

1)  Vergl,  meine  Stellungnahme  zu  dieser  Ansicht  an  anderer  Stelle. 


unter  gewissen  Bedingungen  zum  Herstellungspreis  zurückkaufen. 
Hierbei  wird  die  im  Laufe  der  Zeit  etwa  eingetretene  Wertver- 
minderung vom  Kaufpreis  abgerechnet,  der  Wert  der  neuerrichteten 
Gebäude  und  der  sonstigen  Anlagen  dagegen,  der  durch  eine  be- 
sondere Kommission  ermittelt  wird,  dem  Kaufpreis  hinzugerechnet 
(s.  besonderes  Muster  für  Mietvertrag  mit  Kaufanwartschaft  im  An- 
hang). —  Bei  dem  an  die  Versicherten  unmittelbar  gewährten 
Darlehen  wird  die  dauernde  Sicherung  des  Charakters  als 
Klein  wohnhaus  durch  Eintragung  beschränkt  persönlicher  Dienst- 
barkeit i.  S.  §§  lOQoff  B.G.B,  verlangt. 

Miethäuser. 

Obwohl  die  L.V.A.  grundsätzlich  nur  die  erwähnten  Klein- 
wohnungen beleiht,  so  wird  sie  sich  doch  nicht  hierauf  beschränken 
können.  Namentlich  wird  in  den  größeren  Städten,  wo  die  speku- 
lative Ausnutzung  des  Grund  und  Bodens  schon  weit  um  sich  ge- 
griffen hat,  die  Einrichtung  von  Ein-  und  Zweifamilienhäusern  der 
hohen  Bodenpreise  wegen  einfach  unmöglich  sein.  Um  nun  den- 
noch den  Arbeitern  billige  Wohngelegenheit  zu  verschaffen,  be- 
leiht die  L.V.A.  auch  die  Miethäuser  der  Baugenossenschaften, 
in  erster  Linie  jedoch  nur  die  Ein-  und  Zweifamilienhäuser.  Natur- 
gemäß sind  hier  die  Bedingungen  bedeutend  schärfer.  Es  werden 
zu  dem  vorgenannten  Zweck  nur  Darlehen  an  Gemeinden  und 
Baugenossenschaften  gewährt,  wenn  diese  sich  verpflichten,  die 
Häuser  dauernd  im  Besitz  zu  behalten  und  nur  durch  Vermietung 
nutzbar  zu  machen.  Die  Beleihung  solcher  Miethäuser  ist  in  der 
Praxis,  wie  bereits  erwähnt,  nur  in  äußerst  seltenen  Fällen  vorge- 
kommen. 

Bauliche  Veränderungen. 
Dazu  kommen  noch  bauliche  Beschränkungen.  So  ist  z.  B. 
dem  Eigentümer  des  Einfamilienhauses  »jede  Veränderung,  die 
den  Charakter  des  Hauses  wesentlich  ändern  könnte,  die  Ab  Ver- 
mietung an  weitere  Familien,  das  Halten  von  Kost-  und  Quartier- 
gängern, die  Einrichtung  eines  Wirtschaftsbetriebes  ohne  Genehmi- 
gung der  L.V.A.  oder  der  Gemeinde,  die  Bürgschaft  geleistet  hat, 
usw.,  untersagt«.  Ferner  besteht  für  die  Eigentümer  eines  Zwei- 
familienhauses bezüglich  des  Mietpreises  der  zweiten  Wohnungen 
noch  die  Vorschrift,  daß  ihnen  durch  die  Vermietung  kein  unver- 
hältnismäßiger Vorteil  zu  Ungunsten  des  Mieters  erwachsen  dürfe 


1)  Bestimmungen  der  L.V.  A.  Westfalen  über  die  Grundsätze  von  Darlehen  usw 
S.  Anhang. 


Höchstgrenze  der  Bausumme. 

Auch  über  die  Höhe  der  Herstellungskosten  sind  Bestimmungen 
getroffen  worden.  Man  ging  hierbei  von  der  Ansicht  aus,  daß 
die  von  dem  Hauserwerber  bezw.  Hauseigentümer  aufzubringenden 
jährlichen  Lasten  an  Zinsen  und  Tilgung  der  Leistungsfähigkeit 
angepaßt  sein  müßten.  Denn  wenn  die  Aufwendungen  die  Lei- 
stungsfähigkeit überschreiten,  so  kann  der  Eigentümer  das  Haus 
entweder  gar  nicht  oder  doch  nur  unter  Beeinträchtigung  seiner 
übrigen  Lebensweise  halten,  auch  sind  Not  und  Verschuldung 
die  Folge,  falls  er  nicht  durch  das  Halten  von  Kostgängern  oder 
durch  Abvermieten  sich  über  Wasser  zu  halten  sucht.  Das  aber 
wäre  der  ganzen  Idee  der  Kleinwohnungsfürsorge  zuwider. 

Es  ist  daher  für  die  Einfamilienhäuser  eine  Höchstgrenze  der 
Herstellungskosten  von  6000  Mk.,  für  Zweifamilienhäuser  eine  solche 
von  10000  Mk.  vorgeschrieben.  Nur  wo  eignes  Vermögen  vor- 
handen ist,  oder  hoher  Lohn  diesen  Mangel  ausgleicht,  kann  es 
gestattet  werden,  die  Grenze  bis  7  000  bezw.  1 2  000  Mk.  zu  erweitern. 

Hausland. 

Um  die  Lebensbedingungen  des  Hauserwerbes  so  billig  wie 
eben  möglich  zu  gestalten,  müssen  zu  einem  Einfamilienhaus  min- 
destens 2,5  ar  und  zu  einem  Zweifamilienhaus  mindestens  5  ar  Land 
gehören.  Doch  ist  es  natürlich  niemanden  verwehrt,  mehr  Land  zu 
erwerben.  Auch  wird  der  Wert  dieses  überschießenden  Landes 
und  der  Wert  des  Stalles  bei  der  Ermittelung  des  Gesamtwertes 
außer  Ansatz  gelassen  werden,  weil  angenommen  werden  kann, 
daß  sich  das  darin  angelegte  Kapital  für  sich  durch  landwirtschaft- 
liche Nutzung  sowie  durch  Viehhaltung  verzinst. 

Einfluß  auf  die  Bauweise. 
Zu  diesen  Bedingungen  ist  in  den  letzten  Jahren  noch  eine 
sehr  bemerkenswerte  hinzugetreten.  Damit  nämlich  die  auszu- 
führenden Bauten  auch  allen  sittlichen  und  hygienischen  Anfor- 
derungen entsprechen,  die  die  L.V.A.  an  sie  stellen  muß,  hat  sie 
sich  neuerdings  einen  Einfluß  auf  die  Bauweise  vorbehalten, 
der  sich  in  zum  Teil  sehr  scharfen  Bedingungen  äußert.  Vor 
allem  steht  ihr  das  Recht  der  Revision  zu.  Die  in  früheren 
Jahren  vorgenommenen  Revisionen  hatten  das  Ergebnis  gezeitigt, 
daß  manche  Häuser  infolge  ihrer  ungeeigneten  Bauweise  die 
Wohnungsfürsorge  an  und  für  sich  illusorisch  machten  und  so- 
mit die  Bemühungen  der  L.V.A.  umsonst  gewesen  waren.  Es 
ist  deshalb  die  Bestimmung  getroffen,  daß  die  Darlehn santräge 


lO   


nebst  den  Bauzeichnungen  möglichst  noch  vor  der  baupohzeilichen 
Genehmigung  eingereicht  werden  müssen.  Diese  Zeichnungen 
werden  einer  genauen  Prüfung  unterzogen  und,  falls  sich  Mängel 
vorfinden,  dem  Antragsteller  zurückgegeben.  Erst  nach  erfolgter 
Berichtigung  erfolgt  dann  die  Bestimmung  über  Ablehnung  oder 
Annahme  des  Antrages.  Namentlich  wird  auf  eine  wirklich  zweck- 
mäßige, dem  Kleinwohnungsbau  angepaßte  Grundrißlösung  Gewicht 
gelegt.  In  erster  Linie  kommt  es  auf  die  Befriedigung  der  ge- 
sundheitlichen und  sittlichen  Anforderungen  an,  und  zwar  sind  hier 
vor  allem  4  Bedingungen  aufgestellt,  auf  deren  Erfüllung  unbedingt 
gehalten  wird. 

1 .  Jede  Wohnung  muß  aus  mindestens  3  Wohnräumen  einschl. 
Küche  bestehen. 

2.  Jede  Wohnung  muß  einen  besondern  Abort  haben. 

3.  In  einem  Hause  mit  mehreren  Wohnungen  muß  jede 
Wohnung  für  sich  abgeschlossen  sein. 

4.  Die  etwa  vorhandenen  Stallanlagen  müssen  im  Verhältnis 
zu  den  Wohnräumen  derartig  gelegen  sein,  daß  in  die 
letzteren  weder  Stalldunst  noch  Stallgeruch  eindringen  kann^). 

Was  das  Äußere  des  Hauses  anbelangt,  so  wird  auf  möglichst 
einfache  Bauweise  gehalten.  Verzierungen  und  Stuckformen  sind 
schon  allein  deswegen  wegzulassen,  weil  sie  unnötigerweise  das 
Haus  verteuern  würden.  Im  übrigen  sollen  sich  die  Häuser  dem 
Landschaftsbild  nach  Möglichkeit  anpassen.  Um  diese  Bestimmungen 
durchführen  zu  können,  werden  die  eingereichten  Zeichnungen  und 
Kostenanschläge  von  einem  besonderen,  von  der  L.V.A.  angestellten 
und  besoldeten  Beamten  geprüft. 

III.  Sicherheit  für  die  Darlehnsgewährung. 
Form  der  Gewährung. 

Einfache  Schuldurkunde. 
Die  L.V.A.  geht  bei  Gewährung  der  Darlehen  mit  äußerster 
Vorsicht  zu  Werke.  Es  wird  sogar  die  Leistungsfähigkeit  der 
Kommunen,  die  mit  Darlehnsanträgen  an  sie  herantreten,  in  zweifel- 
haften Fällen  einer  sorgfältigen  Prüfung  unterzogen.  Im  übrigen 
erhalten  die  Kommunalverbände  und  Gemeinden  diese  Gelder  gegen 
einfache  Schuldurkunde  ohne  weitere  Sicherheitsleistung,  desgleichen 
die  Sparkassen  gegen  Einlagebescheinigung.   Übernehmen  jedoch 

1)  Bestimmungen  der  L.V.A  Westfalen  über  die  Gewährung  von  Darlehen. 
S.  Anhang. 


die  Gemeinden  nur  die  selbstschuldnerische  Bürgschaft,  so  sind  die 
Bedingungen  bedeutend  verschärft.  Die  Hergabe  der  Darlehen 
geschieht  auch  hier  gegen  eine  vom  Darlehnsnehmer  unterschriftlich 
zu  vollziehende  Schuldurkunde.  Daneben  wird  aber  von  der  bürg- 
schaftleistenden Gemeinde  eine  Bürgschaftserklärung  gefordert, 
die  in  rechtsgültiger  Form  vollzogen  sein  muß.  Eine  hypothekarische 
Sicherstellung  der  Schuld  zugunsten  der  L.V.A.  findet  dagegen 
in  der  Regel  nicht  statt. 

Wie  sich  die  Gemeinden  ihrerseits  Sicherheit  verschaffen, 
ob  durch  sogenannte  Sicherungs-  oder  Höchsth3^potheken  oder  auf 
andere  Weise,  bleibt  ihrem  freien  Ermessen  überlassen.  Die  Be- 
leihung erfolgt  gewöhnlich  bis  zur  Höhe  der  Bürgschaftssumme. 

Es  wurde  bereits  erwähnt,  daß  diese  Form  der  Kommunal- 
bürgschaft gerade  in  Westfalen  eine  große  Bedeutung  erlangt  hat, 
und  das  Verdienst  der  L.V.A.,  diese  Art  der  Darlehnsgewährung 
zuerst  vor  allen  anderen  V.A.  ergriffen  zu  haben,  kann  nicht  hoch 
genug  eingeschätzt  werden.  Denn  von  allen  anderen  Mitteln  hat 
dieses  die  besten  Früchte  gezeitigt.  Fast  sämtliche  westfälische 
Gemeinden  sind  heute  mit  mehr  oder  minder  hohen  Beträgen 
hieran  beteiligt,  was  nicht  zum  mindesten  auch  auf  den  billigen 
Zinsfuß  (37o)  zurückzuführen  ist.  Bis  Ende  1909  waren  unter 
Kommunalbürgschaft  zum  Klein  Wohnungsbau  ausgeliehen^): 

1 .  an  Bauvereinigungen  usw.  rund  1 1  000  000  Mk. 

2.  an  einzelne  Versicherte  3000000  „ 

zusammen   14000000  Mk. 

Hypothekarische  Beleihung. 
So  erfolgreich  und  einfach  diese  Beleihungsart  auch  war,  so 
mußte  sie  doch  in  den  Fällen  versagen,  in  welchen  die  Gemeinden 
die  Bürgschaft  rundweg  ablehnten  und  auch  die  Sparkassen  sich 
zur  Hergabe  von  Baukapital  nicht  verstehen  konnten.  Die  L.V.A. 
sah  sich  deshalb  genötigt,  von  ihrem  Prinzip,  kein  Kapital  ohne 
Bürgschaft  auszuleihen,  abzugehen,  und  so  wurde  denn  durch 
Verfügung  vom  Jahre  1904  in  Ausnahmefällen  auch  die  hypo- 
thekarische Beleihung  für  statthaft  erklärt;  natürlich  mußte  die 
Eintragung  der  Hypothek  an  erster  Stelle  gefordert  und  es  mußten 
auch  sonst  die  Bedingungen  verschärft  werden.  Des  erhöhten 
Risikos  wegen  wird  ein  Zinsfuß  von  3  72^0'  ^l<ilo  rnehr 

als  bei  der  Kommunalbürgschaft,  gefordert.  Auch  kann  eine 
derartige  Beleihung  nur  innerhalb  der  Grenzen  der  Mündelsicher- 

^)  Vergl.  hierzu  meine  Ausführungen  auf  S.  15. 
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heit  gewährt  werden,  bei  Bau  Vereinigungen  kann  sie  bis  zu  75%  des 
Bau-  und  Bodenwertes  erfolgen. 

Nur  in  einem  Falle  geht  die  V.A.  von  der  Forderung  der 
Eintragung  an  erster  Stelle  ab  und  zwar  handelt  es  sich  hier  um 
die  Gewährung  von  Hypotheken  auf  die  Rentengüter  kleinsten 
Umfanges.  Da  jedoch  hier  die  Rentenbank  die  erste  Hypothek 
nicht  selten  bis  über  90%  des  Wertes  gewährt,  muß  die  L.V.A. 
auch  in  diesem  Fall  auf  die  Gemeindebürgschaft  bestehen.  Erfolgt 
diese  nicht,  so  werden  alle  derartige  Anträge  rundweg  abgelehnt. 
Man  kann  von  dem  Rentengutserwerber  wohl  verlangen,  daß  er 
die  noch  fehlenden  lo^o  aus  eigenen  Mitteln  aufbringt.  Auch 
hat  diese  ablehnende  Haltung  der  L.V.A.  einen  erzieherischen 
Zweck.  Durch  die  Aufbringung  eigener  Mittel  gewinnt  jedenfalls 
das  Rentengut  für  den  Erwerber  höhere  Bedeutung,  die  in  der 
guten  Instandhaltung  der  Wohnung  wieder  zum  Ausdruck  kommt. 
Zudem  erscheint  die  Sicherheit  für  die  2.  H3^pothek  in  solchen 
Fällen  doch  außerordentlich  gering. 

Beleihung  von  Rentenbriefen. 

Soweit  es  sich  indessen  mit  ihren  Grundsätzen  vereinbaren 
ließ,  hat  die  L.V.A.  die  Rentengutsbildung  nach  Kräften  gefördert, 
zwar  nicht  durch  Hergabe  von  Darlehen,  wohl  aber  auf  andere 
nicht  minder  wichtige  Weise.  Ihr  Eingreifen  hat  in  manchen 
Fällen  die  Bildung  solcher  Rentengüter  erst  ermöglicht.  In 
einem  Falle  handelte  es  sich  um  eine  ganze  Kolonie  von  75  Renten- 
gütern, die  von  der  Arbeiterwohnungsgenossenschaft  Weidenau, 
Kreis  Siegen,  errichtet  werden  sollte.  Da  die  Rentenbank  ihre  Dar- 
lehen nur  in  Form  von  Rentenbriefen  ausgibt,  fiel  es  der  Wohnungs- 
genossenschaft natürlich  nicht  leicht,  die  entsprechenden  Renten- 
briefe für  die  75  Rentengüter  zu  verkaufen.  Die  L.V.A.  nahm  nun 
sämtliche  Briefe  in  Pfand  und  gewährte  darauf  ein  bares  Darlehn 
von  90^/0  des  Nennwertes  der  Briefe.  Hauptsächlich  geschah 
dieses,  um  den  Eigentümern  der  Rentenbriefe  den  mit  einem  so 
plötzlichen  Angebot  verbundenen  Kursrückgang  zu  ersparen.  Bei  der 
Auslosung  von  Rentenbriefen  wird  dann  den  Rentengutserwerbern 
bezw.  der  Genossenschaft  der  Nennwert  der  Briefe  gutgeschrieben. 
Diese  Kursminderungen  sind  keineswegs  gering.  So  hätten  dieselben 
beispielsweise  bei  der  Gesamtanlage  in  Weidenau  unter  Berück- 
sichtigung des  derzeitigen  Kursstandes  etwa  35000  Mk.  betragen. 

Den  zweiten  Fall  der  Förderung  der  Rentengutsbildung  haben 
wir  bereits  erwähnt.    Der  Landkreis  Dortmund  hat  hier  von  der 
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L.V.A.  ein  Darlehn  erhalten  zur  Gewährung  von  Nachhypotheken 
auf  die  dort  errichteten  Rentengüter.  Um  jedoch  den  Kursverlust 
abzuschwächen,  hat  der  Kreis  nur  ein  ganz  geringes  Rentenbank- 
darlehn  (etwa  Ys  bis  72  Wertes)  aufgenommen.  Dies  ist  ein 
sehr  beachtenswertes  Vorgehen,  das  für  die  Frage  der  Renten- 
gutsbildung von  entscheidender  Bedeutung  sein  kann. 

Beleihung  von  Erbbaurechten. 
Zum  Schluß  möge  hier  noch  eine  Beleihungsart  erwähnt 
werden,  die  allerdings  noch  nicht  spruchreif  geworden  ist,  der 
man  jedoch  eine  große  Zukunft  prophezeit.  Es  handelt  sich  hier 
um  die  hypothekarische  Beleihung  von  Erbbaurechten 
für  den  Elleinwohnungsbau^).  Bisher  sind  allerdings  die  Streit- 
fragen bezüglich  des  Erbbaurechtes  noch  keineswegs  erledigt,  und 
bevor  nicht  die  Sachlage  genügend  geklärt  ist,  kann  an  eine  Be- 
leihung nicht  gedacht  werden^).  Dagegen  hat  die  L.V.A.  unter 
Zugrundelegung  der  Kommunalbürgschaft  auch  Darlehen 
zum  Bau  von  Klein  Wohnhäusern  mit  Erbbauboden  gewährt,  so 
z.  B.  in  Rheine,  wo  die  Stadt  den  Erbbauboden  zur  Verfügung 
gestellt  hat. 

Tilgung. 

Sämtliche  von  der  V.A.  gewährten  Kapitalien  müssen  natür- 
lich binnen  einer  bestimmten  Zeit  zurückgezahlt  werden,  um  dem 
Darlehnsnehmer  späterhin  ein  schuldenfreies  Besitztum  zu  sichern. 
Es  ist  deshalb  die  Bestimmung  getroffen,  daß  das  Darlehn  mit 
I  bzw.  1V2V0  jährlich  zurückzuzahlen  ist.  Bei  der  niedrigen  Ver- 
zinsung von  3  bezw.  3V2^/o  kann  eine  solche  Tilgung  absolut 
nicht  schwer  fallen,  beträgt  doch  die  gesamte  Verzinsung  im 
schlimmsten  Falle  s^/o^  ein  Zinsfuß,  der  als  vollkommen  normal 
bezeichnet  werden  kann.  Bei  Hypotheken  innerhalb  der  Mündel- 
sicherheitsgrenze soll  die  Tilgung  jährlich  mit  i  ^/o  erfolgen,  dar- 
über hinaus  jedoch  mit  1V2V0'  doch  kann  die  Tilgungsquote  auf 
Antrag  bis  auf  i^/q  herabgesetzt  werden,  wenn  das  abgetragene 
Kapital  die  Mündelsicherheit  erreicht  hat;  indessen  muß  die  an 
Zinsen  und  Tilgung  zu  zahlende  Summe  in  jedem  Jahr  dieselbe 
sein.  Die  letzte  Bestimmung  ist  jedoch  nicht  immer  strikte  durch- 
geführt worden  und  zwar  hauptsächlich  zugunsten  der  Bauver- 
einigungen.  Um  diesen  Gelegenheit  zu  geben,  durch  eine  längere 

1)  Interessant  ist,  es  zu  erfahren,  daß  durch  das  sog.  Wyndhamsche  Gesetz  den 
lease  holders,  die  ja  nicht  einmal  Erbpächter  in  vollem  Umfange  sind,  sondern  nur 
Pächter  mit  sehr  langen  Fristen,  ein  Verkauf  ihrer  Pachtrechte  gestattet  ist. 

2)  Vergl.  meine  Ausführungen  über  Erbbaurecht  an  anderer  Stelle. 
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Tilgungsdauer  die  Ansammlung  von  Reserven  für  Reparaturen 
usw.  zu  ermöglichen,  wird  ihnen  auf  Antrag  eine  niedrigere  Tilgungs- 
quote gestattet,  derart,  daß  die  Leistung  an  Zins-  und  Tilgungs- 
beiträgen zusammen  sich  von  5  zu  5  Jahren  jedesmal  um  ^/^o  der 
ursprünglichen  Summe  ermäßigt.  Doch  verschiebt  sich  durch  diese 
Vergünstigung  die  Tilgungsdauer  um  25  Jahre:  während  sie  sonst 
43  Jahre  beträgt,  erhöht  sie  sich  hierdurch  auf  68  Jahre. 

Darlehen  für  Ledigenheime. 

In  allen  bisher  erörterten  Fällen  gestand  die  L.V.A.,  wie  wir 
gesehen  haben,  nur  in  Ausnahmefällen  eine  hypothekarische  Be- 
leihung zu;  bei  der  Gewährung  von  Darlehen  für  den  Bau  von 
Ledigenheimen  weicht  sie  dagegen  von  diesem  Grundsatz  ab.  Sie 
ging  zwar  bei  der  Verleihung  ihrer  Gelder  zunächst  von  dem 
Standpunkt  aus,  daß  in  erster  Linie  die  Wohnungsverhältnisse 
des  verheirateten  Arbeiters  berücksichtigt  werden  müßten;  sollte 
diese  Besserung  von  durchschlagendem  und  nachhaltigem  Erfolge 
begleitet  sein,  so  müßte  man  auch  dem  leidigen  Kost-  und  Quartier- 
gängerwesen energisch  zu  Leibe  gehen. 

Dieses  Ziel  war  nur  durch  Schaffung  von  eigenen  Wohn- 
gelegenheiten für  die  unverheirateten  Arbeiter  zu  erreichen  und 
die  L.V.A.  ließ  es  sich  deshalb  sehr  angelegen  sein,  den  Bau  solcher 
Ledigenheime  nach  Kräften  zu  unterstützen  i).  Da  die  Darlehns- 
nehmer  durchweg  rechtsfähige  Vereine  und  Gesellschaften  waren, 
so  begnügte  sich  die  V.A.  mit  der  hypothekarischen  Beleihung 
der  von  diesen  errichteten  Gebäude.  Diese  hatte  bis  Ende  1909 
bereits  die  Höhe  von  i  506000  Mk.  erreicht.  Von  diesem  Kapital 
sind  7  Gesellenhäuser,  4  Mädchenhäuser  und  Kinderheime  und 
4  Vereinshäuser  von  Männer-  und  Jünglingsvereinen  und  von  einer 
Stadtmissionsgesellschaft  erbaut  und  vornehmlich  als  Ledigenheime 
eingerichtet  worden.  Das  größte  Unternehmen  dieser  Art  ist  das 
St.  Josephin enstift  (Mädchenheim)  in  Dortmund,  welches  ein  Ledigen- 
heim mit  einem  Kostenaufwand  von  380000  Mk.  errichtet  hat. 

Von  den  übrigen  Darlehnsnehmern  sind  zu  erwähnen: 


Das  Josephshaus  in  Münster  =  170000  Mk. 

Das  kathol.  Gesellenhaus  in  Dortmund    .    .    .    .  =  180000  „ 

Das  kathol.  Gesellenhaus  in  Gelsenkirchen  .    .    .=  115  000  „ 

Kinder-  und  Mädchenheim  in  Emsdetten     .    .    .=  112  000  „ 

Christi.  Vereinigung  junger  Männer  Dortmund    .  =  124000  „ 

Gelsenkirchener  Stadtmission  =  80000  „ 

^)  Man  verstellt  unter   »Ledigenheimen«   gewöhnlich  Hospize,  Gesellenhäuser, 
Frauen-  oder  Mädchenheime  usw.  usw. 
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An  Private  wie  Industrielle  sind  bisher  zu  dem  Bau  von 
Ledigenheimen  keinerlei  Darlehen  gegeben  worden,  ebenso  hat 
die  L.V.A.  bisher  mit  einer  einzigen  Ausnahme,  die  im  nächsten 
Kapitel  näher  besprochen  wird,  vergebens  versucht,  die  Gemeinden 
für  diese  Frage  zu  interessieren. 

Rückblick  auf  die  Tätigkeit  der  L.V.A.  Westfalen. 

Wenn  wir  uns  nun  zum  Schluß  noch  einmal  sämtliche  Maß- 
nahmen vor  Augen  führen,  die  die  L.V.A.  Westfalen  zur  Linderung 
der  Wohnungsnot  ergriffen  hat,  so  müssen  wir  uns  gestehen,  daß 
sie  weder  Mühe  noch  Kosten  gescheut  hat,  um  das  einmal  vor- 
gesteckte Ziel  zu  erreichen.  Ihre  finanzielle  Unterstützung  er- 
möglichte nicht  nur  den  Gemeinden  und  Kreisen,  den  korpora- 
tiven Vereinen  usw.,  ihren  Mitgliedern  gesunde  und  billige  Woh- 
nungen zu  errichten,  sondern  sie  war  auch  darauf  bedacht,  im 
Notfalle  dem  einzelnen  Arbeiter  zu  helfen.  Man  verhehlte  sich 
freilich  keineswegs,  daß  durch  die  Hingabe  einer  größeren  Anzahl 
derartiger  kleiner  Tilgungsdarlehen  eine  erheblich  größere  Arbeits- 
last entstehen  würde.  Aber  die  L.V.A.  glaubte,  dieses  Opfer  nicht 
scheuen  zu  dürfen,  wo  es  galt,  mit  allen  Mitteln  auf  eine  Besserung 
der  Wohnungsverhältnisse  hinzuwirken.  Um  so  mehr  muß  es  auf- 
fallen, daß  sie  die  Gewährung  von  Darlehen  an  Arbeitgeber 
grundsätzlich  verweigert.  Diese  Weigerung  bezieht  sich  auf  die 
städtischen  Arbeitgeber,  mit  anderen  Worten,  auf  die  industriellen 
Unternehmer.  —  Für  die  Arbeitgeber  auf  dem  Lande  ist  insofern 
eine  Ausnahme  gemacht,  als  sie,  wie  bereits  erwähnt,  durch  die 
Vermittlung  der  Gemeindesparkassen  Darlehen  erhalten  können. 

Woraus  erklärt  sich  nun  diese  ablehnende  Haltung  den 
Arbeitgebern  gegenüber?  Durch  die  Vermietung  der  Häuser  an 
die  Arbeiter  entsteht,  mögen  die  Vertragsbedingungen  auch  noch 
so  günstig  gestellt  sein,  immer  ein  gewisses  Abhängigkeitsverhältnis 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer.  Wenn  hiergegen  auch 
an  und  für  sich  wenig  einzuwenden  sein  mag,  so  überträgt  sich 
diese  Abhängigkeit  nicht  selten  auf  das  Lohn-  und  Arbeitsverhältnis, 
so  daß  dem  Arbeiter,  dem  vielleicht  aus  irgendwelchen  Gründen 
eine  sofortige  Lösung  seines  Arbeitsverhältnisses  —  Kontraktbruch 
ist  selbstverständlich  ausgeschlossen  —  erwünscht  wäre,  mit  Rück- 
sicht auf  seinen  Mietvertrag  die  Hände  gebunden  sind.  Auch 
entsprechen  diese  Mietkasernen  der  Arbeitgeber  nur  in  wenigen 
Fällen  den  hygienischen  Anforderungen,  die  man  an  sie  stellen 
muß.    Manchem  Unternehmer  kommt  es  in  der  Hauptsache  nur 
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darauf  an,  möglichst  viele  Menschen  auf  einem  kleinen  Raum  zu- 
sammenzudrängen, denn  der  Grund  und  Boden  ist  ihm  in  den 
meisten  Fällen  für  solche  »Nebenzwecke«,  wie  die  Arbeiterwohnungen,, 
viel  zu  teuer.  Auch  werden  diese  Wohnungen  im  Verhältnis  zu 
ihrer  Größe  fast  durchweg  zu  hoch  bezahlt,  denn  der  Unternehmer 
will  nicht  nur  eine  angemessene  Verzinsung  seines  Kapitals,  sondern 
nicht  selten  auch  noch  einen  Gewinn  aus  den  Arbeiterwohnungen 
erzielen.  Diesem  gewinnsüchtigen  Bestreben  entspricht  auch  die 
kolossale  Vernachlässigung  der  Wohnungen,  und  wer  einmal 
solche  »Kolonien«  im  rheinisch- westfälischen  Industriebezirk  durch- 
wandert und  dabei  einen  Einblick  in  diese  Wohnungen  genommen 
hat,  der  kann  den  Standpunkt  der  L.V.A.  Westfalen  wohl  ver- 
stehen, wenn  sie  den  Arbeitgebern  die  Gewährung  von  Darlehen 
für  solche  Zwecke  versagt.  Sie  will  vor  allen  Dingen  dem  Ar- 
beiter die  Freiheit  im  Wohnverhältnis  wahren  und  wendet  ihre 
Unterstützung  lieber  Vereinigungen,  Korporationen  usw.  zu. 
Namentlich  haben  zwei  eingetragene  Vereine:  Deutscher  Verein 
»Arbeiterheim«  in  Bielefeld  und  gemeinnütziger  Bauverein  »Glück- 
auf« in  Siegen  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfürsorge  ganz 
Hervorragendes  geleistet.  Ersterer  hat  bis  Ende  1909  zusammen 
I  3 1 5  000  Mk.  und  letzterer  zusammen  6 1 1  000  Mk.  an  Darlehen 
zum  Zweck  des  Kleinwohnungsbaues  erhalten.  Welch  enorme 
Kapitalien  die  L.V.A.  bis  zum  Schluß  des  Jahres  1909  zu  diesem 
Zweck  ausgeliehen  hat,  zeigt  uns  die  Tabelle  auf  S.  17. 

Leider  sind  in  diesem  Jahre  große  Hemmungen  für  die  Dar- 
lehnsgewährung  eingetreten.  Seit  dem  i.  März  19 10  dürfen  die 
Landesversicherungsanstalten  ihre  Kapitalien,  die  sie  zum  Zwecke 
des  Kleinwohnungsbaues  unter  selbstschuldnerischer  Bürgschaft 
der  Gemeinden  ausleihen,  nicht  mehr  zu  dem  billigen  Zinsfuß  von 
3^/0  hergeben,  sondern  der  Zinsfuß  muß  jetzt  allgemein  372^0  be- 
tragen. Die  vorgesetzte  Behörde  begründet  diese  Maßnahme  da- 
mit, daß  die  in  den  letzten  Jahren  von  einzelnen  Anstalten  ge- 
währten Darlehen  eine  solche  Höhe  erreicht  hätten,  daß  ein  weiteres 
Steigen  dieser  Summe  sich  mit  der  Zeit  zu  einer  Gefahr  für  das. 
Vermögen  der  Anstalten  gestalten  würde,  und  sie  glaubt,  durch 
die  Erhöhung  des  Zinsfußes  die  Flut  der  Darlehnsanträge  etwas 
eindämmen  zu  können.  Diese  Erwartung  hat  sich  auch  in  West- 
falen vollkommen  bestätigt,  allerdings  sehr  zum  Nachteil  des  Klein- 
wohnungsbaues, dem  gerade  der  billige  Zinsfuß  von  3^/0  sehr  zu 
statten  kam,  und  für  den  ja  die  L.V.A.  die  eifrigste  Förderin  ist^). 

^)  Vergl.  hierzu  meine  Ausführungen  an  anderer  Stelle. 


Ausgabe  von  Darlehen  seitens  der  Landes versicherungs- Anstalt 
Westfalen  von  1896  bis  Ende  1909^). 


Darlehen  zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen. 
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Kapitel  IL 

Die  Bestrebungen  der  westfälischen  Gemeinden  zur  Linderung 
der  Wohnungsnot. 

Im  vorigen  Kapitel  haben  wir  die  Tätigkeit  der  Landesver- 
sicherungsanstalt auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfürsorge  kennen 
gelernt,  und  obgleich  der  von  ihr  eingeschlagene  Weg  nicht  aller- 
wärts  Zustimmung  finden  dürfte,  müssen  wir  doch  ihre  Verdienste 
in  der  einmal  eingeschlagenen  Richtung  voll  und  ganz  anerkennen. 

Wie  stellten  sich  nun  die  einzelnen  westfälischen  Gemeinden 
zur  Frage  der  Wohnungsnot,  sie,  die  doch  schließlich  die  nächsten 
dazu  waren?  Sie  standen  zunächst  dem  durch  den  Einzug  der 
Industrie  hervorgerufenen  Massenandrang  von  Arbeitern  bezüglich 
der  Unterkunftsfrage  mehr  oder  weniger  ratlos  gegenüber.  In 
dieser  schwierigen  Lage  kam  ihnen  die  Landesversicherungsanstalt 
zu  Hilfe,  indem  sie  ihnen  in  den  einschlägigen  Fragen  mit  Rat 


1)  Entnommen  aus  den  Jahresberichten  der  L.V.A.  Westfalen  1896 — 1909. 
Treraöhlen,  Wohnungsfürsorge  für  Industriearbeiter.  2 
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und  Tat  beistand.  Dies  mußte  zur  natürlichen  Folge  haben,  daß 
die  Gesichtspunkte  der  Landes  Versicherungsanstalt  auch  für  die 
Gemeinden  die  maßgebenden  wurden:  die  Förderung  des  Baues 
von  Ein-  und  Zweifamilienhäusern  trat  als  conditio  sine  qua  non 
in  das  soziale  Programm  der  Gemeinden. 

Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  standen  den  Gemeinden  die 
verschiedenartigsten  Wege  offen.  Als  das  nächstliegende  und 
wichtigste  Mittel  erschien  ihnen  die  Erwerbung  von  ausgedehnten 
Landkomplexen,  von  denen  je  nach  Bedarf  Grundstücke  zum  Bau  von 
Kleinwohnhäusern  abgegeben  werden  sollten;  nur  auf  diese  Weise 
schien  es  einzelnen  Gemeinden  möglich,  zur  Linderung  der 
Wohnungsnot  beizutragen. 

Die  gleiche  Ansicht  vertrat  auch  die  preußische  Regierung, 
die  in  einem  Ministerialerlaß  vom  19.  März  1901  den  Gemeinden 
die  Erwerbung  »tunlichst  vieler  Grundstücke  dringend  ans  Herz« 
legte,  da  die  »bestehende  Bodenteuerung  als  ein  Haupthindernis 
für  die  Beschaffung  billiger  und  zugleich  hygienisch  einwandfreier 
Wohnungen«  anzusehen  sei^). 

Die  Grundstücksankäufe  einzelner  Gemeinden  sind  zum  Teil 
recht  erheblich.  Im  Jahre  1907  z.  B.,  das  besonders  große  An- 
käufe zu  verzeichnen  hatte,  vermehrte  sich  nach  den  statistischen 
Angaben   des   westfälischen  Vereins  zur  Förderung  des  Klein- 


wohnungswesens der  Grundbesitz  in 

1.  Dortmund-Stadt    .    .    .  um  15,00  ha. 

2.  Gelsenkirchen-Stadt  .    .  „  72,84  „ 

3.  Bochum   „  5,40  „ 

4.  Münster   „  1,25  „ 

5.  Bielefeld   „  10,00  „ 

6.  Hamm   „  1,31  „ 


Leider  kam  dieser  Ministerialerlaß  in  vielen  Fällen  zu  spät,  da  verschiedene 
Gemeinden  ihren  gesamten  Grundbesitz  bereits  vorher  für  einen  außerordentlich  billigen 
Preis  an  private  Unternehmer  verkauft  hatten  in  der  Meinung,  auf  diese  "Weise  am 
besten  dem  Wohnungsmangel  abhelfen  zu  können.  Diese  Ansicht,  die  sich  wohl  durch 
die  damals  herrschende  allgemeine  Anschauung  in  dieser  Richtung  erklären,  doch  nicht 
entschuldigen  läßt,  war  eine  total  verfehlte:  einmal  war  der  Bevölkerung  damit  wenig 
geholfen,  denn  wenn  die  Bauunternehmer  auch  neue  Wohngelegenheiten  schafften,  so 
forderten  sie  andererseits  von  ihren  Mietern  ganz  enorme  Preise.  Auch  für  die  Ge- 
meinden selbst  sollte  dieses  falsche  Vorgehen  bald  verhängnisvolle  Folgen  nach  sich 
ziehen.  Hand  in  Hand  mit  der  Entwicklung  der  Industrie  in  den  Gemeinden  trat  ein 
immer  größerer  Bedarf  an  Land  für  öffentliche  Bauten,  wie  Verwaltijngsgebäude, 
Schulen,  Krankenhäuser  usw.  zutage,  und  die  Gemeinde  sah  sich  gezwungen,  das  Land, 
das  sie  vor  einigen  Jahren  für  einen  Spottpreis  verkauft  hatte,  für  teures  Geld  zmrück- 
erwerben  zu  müssen. 
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7-  Witten  um    9,78  ha. 

8.  Wanne-Landgemeinde  .     „  6,17 

9.  Iserlohn  

10.  Gladbeck-Landgemeinde 

11.  Herten  

12.  Hagen  


20,00 
5.15 
3»79 

55.00 


Solche  weitgehende  Landankäufe  sind  naturgemäß  mit  großen 
Kosten  verknüpft,  denen  nicht  jede  Gemeinde  gewachsen  sein 
dürfte.  Daraus  erklärt  sich  auch  die  geringe  Anzahl  der  beteiligten 
Gemeinden,  die  ausschließlich  zu  den  finanziell  am  günstigsten 
dastehenden  gehören.  Namentlich  die  kleineren  Gemeinden  fürchten 
durch  solche  Erwerbungen  ihren  Etat  zu  sehr  zu  belasten,  und  da 
sie  zum  Teil  ängstlich  darauf  bedacht  sein  müssen,  die  Höhe  der 
prozentualen  Steuerzuschläge  —  ganz  abgesehen  von  den  durch 
das  Kommunalabgabengesetz  vom  Jahre  1891  gezogenen  Grenzen  — 
auf  einem  erträglichen  Niveau  zu  erhalten,  so  ist  ihre  vorsichtige 
Haltung  wohl  zu  verstehen.  Da  die  Verteilung  der  Ausgaben 
für  Grundstücksankäufe  auf  mehrere  Jahre  eine  große  Erleichterung 
bedeutet,  so  haben  einzelne  Gemeinden  beschlossen,  alljährlich  eine 
bestimmte  Summe  in  den  Etat  einzustellen  und  auf  diese  Weise 
einen  »Grundstücksfonds«  zu  bilden.  Diese  Fonds  haben  bei  manchen 
Gemeinden  bereits  eine  beträchtliche  Höhe  erreicht,  so  z.  B.  in  der 
Stadt  Gelsenkirchen  den  Betrag  von  3  Millionen  Mark.  Andere 
nicht  unerhebliche  Grundstücksfonds  sind  in  den  Gemeinden  bezw. 
Städten  Münster,  Hagen,  Bielefeld,  Witten,  Siegen,  Buer,  Minden, 
Osterfeld,  Haspe,  Schwelm,  Soest,  Gronau,  Lünen  und  Beckum 
vorhanden.  Die  Stadtgemeinden  Minden  und  Siegen,  sowie  die 
Gemeinde  Buer  haben  bei  der  Bildung  ihrer  Fonds  außerdem  die 
Bestimmung  getroffen,  daß  ein  bestimmter  Teil  des  Erträgnisses 
aus  der  gleichzeitig  eingeführten  Wertzuwachssteuer  in  diesen 
Fonds  fließen  soll. 

Im  allgemeinen  kann  man  jedoch  sagen,  daß  die  westfälischen 
Gemeinden  in  noch  größerem  Umfange  als  bisher  auf  eine  Er- 
weiterung ihres  Grundbesitzes  bedacht  sein  müssen,  Denn  was 
bisher  in  dieser  Hinsicht  geleistet  wurde,  genügt  im  allgemeinen 
nicht,  wenngleich  auch  einige  wenige  Gemeinden  sich  besonders 
hervorgetan  haben 


^)  Damit  soll  natürlich  nicht  gesagt  sein,  daß  es  im  Interesse  der  Allgemeinheit 
liegt,  wenn  die  Gemeinde  plan-  und  maßlos  aufkauft;  auch  hier  ist  m.  E.  die  goldene 
Mittelstraße  die  beste;  denn  nur  zu  leicht  wird  durch  ein  Übermaß  solcher  Ankäufe 
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Verwertung  des  Grund  und  Bodens  zum  Zwecke  der 
Wohnungsfürsorge. 
So  lobenswert  das  Bestreben  der  Gemeinden  ist,  ihren  Grund- 
besitz nach  MögHchkeit  zu  vergrößern,  so  kommt  es  doch  sehr 
darauf  an,  ob  und  in  welcher  Weise  das  ihren  Händen  befindliche 
Land  der  Bautätigkeit  zugänglich  gemacht  wird.  Soll  die  Boden 
politik  der  Gemeinden  eine  planmäßige  sein  und  einen  nachhaltigen 
Erfolg  erzielen,  so  darf  unter  keinen  Umständen  eine  Gemeinde 
sich  des  Bestimmungsrechtes  über  die  Bebauungsweise  eines  ihr 
zu  irgendeiner  Zeit  einmal  eignenden  Grundstücks  begeben.  Als 
sicherstes  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zieles  wäre  es  wünschens- 
wert, daß  die  Gemeinden  die  Initiative  selbst  ergreifen  und  Woh- 
nungen bauen  würden.  Doch  haben  sich,  wie  ich  im  vorigen  Kapitel 
bereits  darlegte,  die  westfälischen  Gemeinden  hierzu  nicht  verstehen 
können.  Wo  es  dennoch  geschehen  ist,  handelt  es  sich  in  der 
Hauptsache  um  Wohnungen  für  die  bei  ihnen  beschäftigten  An- 
gestellten und  Arbeiter.  Es  hat  allerdings  auf  den  ersten  Blick 
etwas  Bestechendes,  die  Last  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfür- 
sorge auf  die  Schultern  der  Gemeinden  abzuwälzen.  Die  Freunde 
dieses  Systems  führen  hierbei  vor  allem  an,  daß  die  Gemeinde 
durch  die  Ausschaltung  des  Unternehmergewinnes  besser  und 
billiger  bauen  könnte.  Die  Erfahrung  hat  jedoch,  wenigstens  be- 
züglich der  verminderten  Baukosten,  gelehrt,  daß  dies  keineswegs 
immer  der  Fall  ist.  Zudem  stellen  sich  der  Verwirklichung  dieses 
Gedankens  in  größerem  Umfange  große  Schwierigkeiten  entgegen. 
Man  denke  nur  an  die  ungeheure  Schuldenlast,  die  den  Gemeinden 
durch  ein  solches  Verfahren  aufgebürdet  würde.  Es  haben  daher 
auch  bisher  nur  zwei  größere  und  finanziell  günstig  gestellte 
Städte,  Münster  und  Bielefeld,  den  Eigenbau  von  Wohnungen 
durchführen  können:  erstere  Stadt  hat  bis  jetzt  20  Häuser  mit 
80  Wohnungen  errichtet,  während  letztere  im  Jahre  1909  25  Ein- 
familienhäuser erbaut  hat. 

Einen  weiteren  Versuch,  den  Eigenbau  zu  fördern,  bildet 
ferner  die  Idee  der  Rentengutsbildung,  die  auch  bei  einigen,  aller- 
dings wenigen  Gemeinden  Anklang  gefunden  hat.  Der  Wichtigkeit 
dieses  Versuchs  halber  erscheint  es  mir  zweckmäßig,  hierauf  näher 
einzugehen. 

der  Grundstückspreis  in  die  Höhe  getrieben.  Auch  erscheint  ein  Festlegen  von  solch 
großen  Grundstückskomplexen  in  toter  Hand  nicht  gerade  empfehlenswert.  Im  Prinzip 
dagegen  ist  der  Ankauf  von  Grundstücken  seitens  der  einzelnen  Gemeinden  nur 
zweckmäßig. 
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Nachdem  bereits  durch  das  Ansiedelungsgesetz  vom  Jahre 
1886  die  Bildung  von  Rentengütern  in  Posen  und  Westpreußen 
genehmigt  worden  war,  wurde  durch  das  Rentengutsgesetz  vom 
27.  Juni  1890,  sowie  durch  das  Gesetz  vom  7.  Juli  1891,  betreffend 
»die  Förderung  der  Errichtung  von  Rentengütern«  in  Verbindung 
mit  dem  Ausführungserlaß  vom  16.  November  1891  diese  Ge- 
nehmigung für  alle  preußischen  Provinzen  erteilt.  Es  handelte 
sich  hierbei  lediglich  um  ländliche  Stellen  mit  wirtschaftlicher 
Selbständigkeit.  Auf  wiederholte  Vorstellungen  hin  entschloß  sich 
das  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten,  für 
Industriearbeiter  die  Bildung  von  Rentengütern  »kleinsten  Um- 
fanges«  (die  eine  Mindestgröße  von  12,50  ar  haben  müssen)  zu 
gestatten.  Dies  geschah  durch  Erlaß  vom  8.  Januar  1907.  Es 
würde  zu  weit  führen,  an  dieser  Stelle  alle  Bedingungen  anzu- 
führen, die  für  die  Bildung  solcher  Rentengüter  gefordert  werden. 
Die  wichtigsten  sind  folgende: 

1.  Es  muß  ein  nachhaltiges  Bedürfnis  für  die  Gründung 
solcher  Rentengüter  vorhanden  sein,  und  zwar  wird  dieses  in 
erster  Linie  dort  der  Fall  sein,  wo  mehrere  Industriezweige  vor- 
handen sind.  Damit  wird  erreicht,  daß  der  Renten gutserwerber 
bei  einer  Krisis  eventl.  in  einer  anderen  Fabrik  Beschäftigung 
finden  kann  und  nicht  genötigt  ist,  seine  Heimatsgemeinde  zu 
verlassen  und  in  fremden  Orten  Arbeitsgelegenheit  zu  suchen.  — 
Denn  dann  würde  der  Wert  eines  Rentengutes  illusorisch  werden.  — 

2.  Die  Beleihung  erfolgt  bis  zu  '■^j^  des  Wertes,  kann  jedoch 
unter  Umständen  auf  2/3  herabgesetzt  werden,  wenn  die  von  dem 
Rentengutsnehmer  gebotenen  Garantien  für  die  Höherbelastung 
nicht  ausreichend  erscheinen.  Auf  jeden  Fall  wird  jedoch,  um 
dem  Arbeiter  ein  erhöhtes  Interesse  für  das  Rentengut  abzuge- 
winnen, eine  Anzahlung  auf  den  Kaufpreis  von  ^/g  bis  des 
Wertes  gefordert. 

3.  In  der  Regel  sollen  nur  Kommunalverbände,  Genossen- 
schaften oder  gemeinnützige  Vereine,  in  Ausnahmefällen  auch 
private  Arbeitgeber  Ausgeber  von  Rentengütern  sein. 

4.  Damit  solche  Rentengüter  der  Spekulation  nicht  zum 
Opfer  fallen  und  so  ihrem  Zweck  entfremdet  werden,  werden  dem 
Erwerber  gewisse  Verfügungsbeschränkungen  vertragsmäßig  auf- 
erlegt. Auch  ist  in  dem  abzuschließenden  Vertrag  das  dingliche 
Recht  des  Wiederkaufs  auszubedingen. 

5.  Der  Rentengutsausgeber  muß  auf  Verlangen  des  Staates 
das  Wiederkaufsrecht  an  diesen  abtreten. 
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Im  Zusammenhang  damit  möge  noch  erwähnt  werden,  daß 
wegen  der  Kleinheit  der  Renten  güter  einschränkende  Be- 
stimmungen bezüglich  der  Vererbung  nicht  getroffen  wurden,  wie 
das  der  Fall  ist  für  die  wirtschaftlich  selbständigen  Rentengüter, 
für  welche  bekanntlich  das  Anerbenrecht  obligatorisch  gemacht  ist^). 

Von  diesem  Verfahren  der  Rentengutsbildung  hat  die  Arbeiter- 
wohnungsgenossenschaft in  Weidenau  als  erste  einen  umfangreichen 
Gebrauch  gemacht,  indem  sie  allein  im  Jahre  1908  75  Rentengüter 
errichtete.  Ein  zweiter  derartiger  Versuch,  wenn  auch  in  geringerem 
Umfange,  wurde  von  der  Stadt  Gronau  i.  W.  unternommen.  Die 
Vergebung  geschieht  in  Gronau  folgendermaßen  2): 

Die  Stadt  errichtet  diese  Rentengüter  selbst  und  vergibt  sie 
später  an  einzelne  Bewerber.  Die  Baukosten  inkl.  Land  betragen 
in  der  Regel  für  das  Gut  4700  Mk.;  nach  Abzug  des  Grundstücks- 
wertes, der  mit  700  Mk.  in  Ansatz  gebracht  ist,  verbleiben  mithin 
für  die  Errichtung  des  Hauses  4000  Mk.  Von  diesem  Kapital 
muß  der  Bewerber  500  Mk.  als  Anzahlung  leisten,  während  die 
restierenden  3500  Mk.  von  der  Rentenbank  in  372^/0^8"^^  Renten- 
briefen gegeben  werden.  Die  Kaufrente  beträgt  149,62^^/27  Mk. 
Hiervon  werden  20  Mk.  durch  Barzahlung  getilgt  und  auf  die 
Rentenbank  überwiesen,  so  daß  noch  129,6226/27  Mk.  übrig  bleiben. 
Für  den  2 7  fachen  Betrag  dieser  Rente,  d.  h.  für  3500  Mk.,  gibt 
die  Bank  das  Kapital  her.  Die  jährliche  Rentenbankrente  beträgt 
also  bei  einem  Zinsfuß  von  4<'/o  140  Mk. 

Die  Rentengutskäufer  haben  vom  Tage  der  Übernahme  ab 
60^/2  Jahre  lang  die  Rente  jährlich  an  die  von  der  Rentenbank 
zu  bezeichnende  Kasse  zugleich  mit  den  Staatssteuern  zu  zahlen. 
Mit  der  ersten  Zahlung  beginnt  auch  die  Tilgung  des  Kapitals, 
und  zwar  dergestalt,  daß  die  Rente  durch  die  60  Y2  Jahre  lang 
fortgesetzte  Zahlung  erlischt. 

Die  Häuser  sind  sehr  geschmackvoll  nach  dem  Vorbilde  der 
englischen  Arbeiterhäuser  gebaut  und  eingerichtet,  und  zwar  jedes 
Haus  nach  einem  anderen  Baustil.  Die  Zahl  der  Zimmer,  von 
denen  jedes  ca.  50  cbm  groß  ist,  beträgt  zu  ebener  Erde  drei, 
während  in  der  i.  Etage  (Mansarde)  noch  regelmäßig  zwei  bis 
drei  Bodenzimmer  zu  finden  sind.  Jedes  Haus  besitzt  außerdem 
einen  geräumigen  Keller  und  einen  Stallanbau,  ferner  einen  ca. 

^)  Vergl.  die  näheren  Bestimmungen  im  Anhang. 

2)  Meine  Stellung  in  der  Verwaltung  dieser  Stadt  gab  mir  genügend  Ge- 
legenheit, einen  Einblick  in  die  Einzelheiten  bei  der  Bildung  derartiger  Rentengüter  zu 
erlangen. 
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1/2  Morgen  großen  Acker  bezw.  Gartenland.  Die  bisher  erbauten 
Häuser  (acht)  sind  von  der  Straße  aus  in  einem  Halbkreis  angelegt, 
dessen  Inneres  mit  parkähnlichen  Anlagen,  Kinderspielplätzen  usw. 
versehen  ist,  so  daß  die  ganze  Rentengutsanlage  einen  hübschen 
Anblick  gewährt.  Diese  Idee  hat  in  Gronau  mit  seiner  bei  weitem 
überwiegenden  Arbeiterbevölkerung  großen  Anklang  gefunden, 
was  sich  am  besten  in  der  steigenden  Nachfrage  nach  solchen 
Gütern  zeigt. 

Neuerdings  hat  auch  die  Stadt  Recklinghausen  einen  Ver- 
such in  dieser  Richtung  gemacht,  indem  sie  einen  Teil  des  städtischen 
Geländes  zur  Errichtung  von  17  Rentengütern  benutzt  hat. 

Es  läßt  sich  natürlich  bei  der  Kürze  der  Zeit,  die  seit  der 
versuchsweisen  Einführung  der  Rentengüter  (1907)  verflossen  ist, 
noch  kein  allgemein  abschließendes  Urteil  darüber  fällen,  ob  ihnen 
jemals  eine  größere  Zukunft  beschieden  sein  wird.  Es  kommt 
dabei  zu  sehr  auf  die  lokalen  Verhältnisse  an.  Ein  großes  Hemmnis 
bildete  bisher  auch  das  Disagio,  das  durch  den  Verkauf  der  ein- 
zelnen Rentenbriefe  entstand.  Nachdem  jedoch  die  L.V.A.  hierbei 
nach  Möglichkeit  ihre  finanzielle  Unterstützung  zugesagt  hat  und 
durch  das  bereits  mehrfach  erwähnte  Verfahren  des  Landkreises 
Dortmund  dieser  finanzielle  Ausfall  bedeutend  abgeschwächt  werden 
kann,  ist  zu  erwarten,  daß  die  westfälischen  Gemeinden  sich  mit 
der  Frage  der  Rentengutsbildung  in  Zukunft  eingehender  beschäf- 
tigen werden. 

Als  letzte  Art  der  Bodenverwertung  zum  Zwecke  der  Woh- 
nungsfürsorge ist  das  freie  Verkaufssystem  zu  nennen,  das  von 
einigen  Gemeinden  als  das  zweckentsprechendste  Vorgehen  hin- 
gestellt wird.  Dabei  entsteht  aber  die  Frage:  wie,  an  wen,  und 
zu  welchem  Preise  sollen  die  Gemeinden  verkaufen?  Dieses 
Problem  zu  lösen  ist  äußerst  schwer,  und  so  hat  denn  die  Praxis 
die  größte  Verschiedenheit  im  Vorgehen  der  Gemeinden  gezeitigt, 
wobei  einige  von  ihnen  mit  ihrer  Verkaufsmethode  den  eigentlichen 
Zweck  vollkommen  verfehlt  haben.  Wie  bereits  oben  erwähnt, 
sind  .sie  in  den  ersten  Jahren  der  industriellen  Entwicklung,  von 
der  guten  Absicht  geleitet,  dem  Wohnungsmangel  abzuhelfen, 
dazu  übergegangen,  ihren  gesamten  Grundbesitz  zu  einem  äußerst 
billigen  Preise  zu  verkaufen  (vergl.  S.  2  2  unten).  Die  Stadt  Hagen 
hat  dagegen  an  den  dortigen  Bauverein  Land,  wenn  auch  zu  er- 
mäßigten, so  doch  annehmbaren  Preisen  verkauft,  während  wiederum 
die  Stadt  Münster  als  Grundstücksspekulantin  auftrat  und  dem 
Bauverein  Grundstücke  zum  ortsüblichen  Preise  überlassen  hat- 


Beide  Arten  haben  ihre  Nachahmung  gefunden.  Welche  Art  von 
Verkauf,  ob  zu  einem  normalen  ortsüblichen,  oder  zu  einem  niedrigen 
Preis,  als  die  richtige  erscheint,  läßt  sich  nur  von  Fall  zu  Fall 
entscheiden.  Unter  keinen  Umständen  ist  jedoch  das  Vorgehen 
der  Gemeinde  Holsterhausen  zu  empfehlen.  Diese  glaubt  die 
Frage  der  Verwertung  ihres  Grundbesitzes  dadurch  am  besten 
gelöst  zu  haben,  daß  sie  2,52  ha  Land  an  die  Westdeutsche 
Terrain-  und  Baubank  -  Aktiengesellschaft  in  Essen  zu 
einem  billigen  Preis  verkaufte,  und  zwar  ohne  sich  irgend- 
wie einen  Einfluß  auf  das  verkaufte  Land  zu  sichern.  Ob 
eine  Gesellschaft,  die  gew^erbsmäßig  Grundstücksspekulation  be- 
treibt, dazu  beitragen  sollte,  durch  den  Bau  von  billigen  Arbeiter- 
wohnungen die  Wohnungsnot  zu  mildern,  ist  zum  mindesten  sehr 
zweifelhaft.  Der  größte  Fehler  beruht  hier  darin,  daß  die  Ge- 
meinde das  Land  bedingungslos  verkauft  hat.  Den  gleichen 
Fehler  begingen  übrigens  auch  die  Gemeinden  Hagen  und  Münster 
bei  ihren  Land  Verkäufen^). 

Um  sich  einen  dauernden  Einfluß  auf  den  Preis  der  ver- 
kauften Grundstücke  zu  sichern,  sind  die  Städte  in  letzter  Zeit 
mehr  und  mehr  dazu  übergegangen,  beim  Verkauf  gewisse  Be- 
dingungen zu  stellen.  Daß  jedoch  die  Grundstücke  unter  diesen 
Umständen  nicht  so  begehrenswert  erscheinen,  hat  die  Stadt  Lüden- 
scheid erfahren  müssen.  Diese  bot  eine  Anzahl  Bauplätze  zu  einem 
billigen  Preise  zum  Verkauf  an  unter  der  einzigen  Bedingung, 
daß  mit  den  Grundstücken  nicht  spekuliert  werden  dürfe.  Trotz 
zweimaligen  Versuchs,  die  Grundstücke  unter  dieser  Bedingung 
loszuschlagen,  kam  nicht  ein  einziger  Verkauf  zustande.  Im 
übrigen  muß  bei  der  Landvergebung  unter  dem  ortsüblichen  Preise 
sehr  vorsichtig  zu  Werke  gegangen  werden.  Grundsätzlich  wird 
man  nur  an  gemeinnützige  Bau  vereine  und  dergl.,  bei  denen  die 
Gewähr  dafür  vorhanden  ist,  daß  die  Mieten  nicht  unnötig  ge- 
steigert werden,  billiges  Land  abgeben  dürfen;  auch  muß  für  den 
Fall  der  Auflösung  des  Vereins  der  Übergang  seines  Besitztums 
an  die  Stadtgemeinde  vorgesehen  sein.  Am  zweckmäfi^igsten  ist 
anscheinend  die  Stadt  Rheine  vorgegangen,  die  an  den  dortigen 
Bauverein  ein  größeres  Terrain  in  Erbbau  gegeben  hat,  eine  Art 
der  Grundstücksverwertung,  der  in  neuester  Zeit  auch  die  Stadt 

^)  Bei  solchen  Verkäufen  treten  mitunter  recht  eigenartige  Erscheinungen  zutage. 
So  hat  die  Stadt  Reckhnghausen  einen  größeren  städtischen  Grundstückskomplex 
»öffentlich  meistbietend«  zum  Verkauf  ausgesetzt  und  soll  dabei  ganz  annehmbare 
Preise  erzielt  haben. 
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Hagen  ihr  ganz  besonderes  Interesse  zugewandt  hat.  Ein  derartiges 
Vorgehen  wird  nach  Ansicht  der  maßgebenden  Kreise,  sowohl 
von  theoretischer,  als  auch  besonders  von  praktischer  Seite  als 
die  vorläufig  beste  Lösung  der  Frage  der  kommunalen  Grund- 
stücksverwertung angesehen^). 

Schließlich  sei  hier  noch  das  Vorgehen  der  Stadt  Siegen  er- 
wähnt; als  sich  dort  der  erste  Bau  verein  konstituierte,  stellte  sie 
"  ihm  ein  Stück  Land  in  einer  Größe  von  2  ha,  das  mit  Hilfe  des 
Armenfonds  angekauft  war,  unentgeltlich  zur  Verfügung. 

Stadtbebauungsplan. 

Ein  weiteres  Mittel  zur  Linderung  der  Wohnungsnot  er- 
blicken einzelne  Gemeinden  in  der  Aufstellung  eines  zweckmäßigen 
Stadtbebauungsplanes 2).  Ein  solcher  Plan  bildet  gleichsam  das 
Netz,  auf  welchem  das  ganze  Bild  der  gegenwärtigen  und  zu- 
künftigen Siedelung  erstehen  soll,  so  daß  die  Gemeinden  durch 
die  rechtzeitige  Aufstellung  eines  sachgemäß  durchgeführten  Be- 
bauungsplanes einen  großen  Einfluß  auf  die  Wohnungsfrage  er- 
langen können.  Da  aber  die  Vorschriften  über  Bauform  und  Bau- 
höhe, die  wir  in  dem  Plane  verzeichnet  finden,  dem  ganzen 
Wohnungswesen  ein  unauslöschliches  Gepräge  geben,  so  müssen 
die  Gemeinden,  namentlich  bei  der  Schaffung  neuer  Stadtteile,  in 
weitschauender  Weise  auf  die  zukünftige  Entwicklung  der  Stadt 
Rücksicht  nehmen. 

Bis  vor  kurzem  beschränkten  sich  einzelne  westfälische  Ge- 
meinden lediglich  darauf,  je  nach  Bedürfnis  nur  eine  Erweiterung 
ihres  alten,  völlig  unmodernen  Bebauungsplanes  vorzunehmen. 
Erst  auf  Anregung  des  westfälischen  Vereins  haben  sie  ihrem 
Bebauungsplan  ein  erhöhtes  Interesse  zugewandt  und  hierbei 
selbstverständlich  auf  den  Kleinwohnungsbau  besondere  Rücksicht 
genommen.  Doch  hat  der  Verein  für  seine  Forderung,  ganze 
Stadtteile  für  den  Bau  von  Kleinw^ohnungen  zu  reservieren,  bis- 
her  noch  wenig  Entgegenkommen  gefunden  3).    Die  Gemeinde 

1)  Das  Erbbaurecht  ist  bekanntlich  das  auf  ein  Grundstück  für  einen  be- 
stimmten Zeitraum  eingeräumte  Recht  eines  Dritten,  auf  diesem  Grundstück  eigene 
Baulichkeiten  zu  errichten.    Vergl.  B.G.B.  §§312—317. 

2)  Hierunter  versteht  man  den  Entwurf,  der  die  Einteilung  einer  zur  städtischen 
Bebauung  bestimmten  Landfläche  vorschreibt.  Er  enthält  die  Gesamtheit  derjenigen 
Festsetzungen,  die  sich  auf  die  Aufteilung  des  städtischen  Baulandes  durch  die  Straßen- 
züge, durch  öffentliche  Plätze  und  durch  Verkehrslinien  beziehen. 

^)  Auch  scheint  es  wenig  wünschenswert,  in  dieser  Hinsicht  eine  strikte  Regel 
aufzustellen,  und  vor  einer  Schematisierung  kann  nicht  dringend  genug  gewarnt  werden. 
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Altenbochum  hat  zwar  einen  großen  Grundstückskomplex  aus- 
schließlich für  den  Bau  von  Kleinwohnungen  vorgesehen,  indessen 
ist  diese  Vorschrift  nicht  durch  den  Bebauungsplan,  sondern  durch 
eine  Polizeiverordnung  getroffen^). 

Immerhin  gelang  es  dem  Verein,  einige  Gemeinden  dazu  zu 
bewegen,  ihrem  ganzen  Bebauungsplan  das  Gepräge  des  Klein- 
wohnungsbaues zu  geben.  So  hat  die  Stadt  Recklinghausen 
städtisches  Gelände  durch  einen  in  jeder  Richtung  mustergültigen 
Bebauungsplan  erschlossen  und  hierbei  in  erster  Linie  auf  die 
Förderung  des  Klein  Wohnungsbaues  Bedacht  genommen.  Ihrem 
Beispiele  ist  die  Gemeinde  Buer,  eine  der  größten  Landgemeinden 
Westfalens,  die  allerdings  einen  ausgesprochenen  städtischen  Cha- 
rakter trägt,  gefolgt.  Buer  hat,  wie  es  in  dem  Verwaltungsberichte 
der  Gemeinde  vom  Jahre  1906  heißt :  »  .  .  durch  Aufstellung  eines 
den  Grundsätzen  des  modernen  Städtebaues  und  der  Rücksicht- 
nahme auf  eine  gesunde  Wohnweise  entsprechenden  Bebauungs- 
planes die  planmäßige  Ansiedlung,  sowohl  auf  Gemeindeboden 
als  auch  auf  dem  noch  unbebauten  privaten  Gelände  zu  erleichtern 
gesucht.« 

Es  folgen  noch  zwei  mittelgroße  Gemeinden,  Gütersloh  und 
Gevelsberg,  die  ihrem  Bebauungsplan  erhöhtes  Interesse  zugewandt 
haben.  Während  Gütersloh  bei  der  Aufstellung  des  Planes 
zwischen  einer  Landhauszone,  in  der  auch  Fachwerkbauten  zulässig 
sind,  und  einer  Fabrikzone,  in  der  nur  massive  Bauten  errichtet 
werden  dürfen,  unterschieden  hat,  hat  Gevelsberg,  dessen  Be- 
bauungsplan ebenfalls  in  Zonen  eingeteilt  ist,  dem  Kleinwohnungs- 
bau eine  Zone  eingeräumt.  In  neuester  Zeit  sind  auch  die  Städte 
Wattenscheid  und  Witten  mit  der  Aufstellung  eines  solchen  Planes 
beschäftigt,  der  die  Förderung  des  Baues  von  Ein-  und  Zwei- 
familienhäusern nach  Möglichkeit  vorsieht. 

Bauordnungen. 
Während  der  Stadtbebauungsplan  in  der  Hauptsache  der 
künftigen  Siedelung  sein  Gepräge  geben  und  dadurch  einer  in 
späterer  Zeit  voraussichtlich  eintretenden  Wohnungsnot  vorbeugen 
soU,  müssen  für  die  Besserung  der  bestehenden  Wohnungsverhält- 
nisse andere  Maßnahmen  ergriffen  werden.   Das  geschieht  einmal 

1)  Eine  solche  Art  der  Regelung  durch  polizeiliche  Maßnahmen  hat  immer  ihre 
zwei  Seiten.  Am  besten  entwickelt  sich  ein  solcher  Plan  aus  sich  selbst  heraus, 
worauf  ja  auch  Voigt  bei  der  Vergleichung  der  englischen  und  deutschen  Bauart  immer 
wieder  hinweist. 


durch  entsprechende  Polizeiverordnungen,  zum  andern  jedoch  durch 
den  Erlaß  von  geeigneten  Bauordnungen,  die  auf  die  Zustände 
der  inneren  Stadt  einen  segensreichen  Einfluß  ausüben  können. 
Aber  auch  in  bezug  auf  den  Stadtbebauungsplan  muß  den  Bau- 
ordnungen erhöhte  Beachtung  geschenkt  werden.  Die  Aufstellung 
von  mustergültigen  Bebauungsplänen  genügt  an  sich  nicht,  sondern 
es  müssen  zu  gleicher  Zeit  geeignete  Bauordnungen  erlassen  werden, 
die  sich  ihnen  vollkommen  anpassen  und  diejenigen  Hemmnisse 
beseitigen,  die  sich  einer  wirksamen  Ausführung  der  Bebauungs- 
pläne entgegenstellen.  Leider  muß  konstatiert  werden,  daß  die  in 
Westfalen  zurzeit  noch  bestehenden  kommunalen  Bauordnungen 
einer  modernen  Wohnungsfürsorge  geradezu  zuwiderlaufen.  Da 
sie  zum  größten  Teil  aus  den  Verhältnissen  der  70  er  Jahre  hervor- 
gegangen sind,  so  lautet  ihre  Parole:  Intensivste  Bodenausnutzung 
zur  Erzielung  eines  möglichst  hohen  Gewinnes.  —  Daß  bei  einer 
derartigen  Auffassung  die  Hygiene  der  Wohnung  notgedrungen 
leidet,  ist  ohne  weiteres  klar.  —  Der  westfälische  Verein  suchte 
nun  eine  Besserung  dieser  Zustände  herbeizuführen,  indem  er  durch 
geeignete  Aufklärung  die  Gemeinden  auf  die  Notwendigkeit  einer 
Umänderung  der  bestehenden  Bauordnung  hinwies.  Als  eine  der 
ersten  Städte  ging  Wattenscheid  vor,  das  seine  Bauordnung  einer 
gründlichen  Umarbeitung  unterzog,  wobei  es  auf  Anregung  des 
betr.  Vereins  dem  Klein  Wohnungsbau  die  weitgehendste  Förderung 
angedeihen  ließ.  Sehr  anerkennenswert  ist  das  Vorgehen  der 
Städte  Münster,  Recklinghausen,  Dortmund,  Gelsenkirchen,  Witten, 
Lüdenscheid  und  Haspe,  welche  sogenannte  Zonenbauordnungen 
erlassen  haben. 

In  allen  westfälischen  Bauordnungen  fehlt  es  nach  Ansicht 
des  Kleinwohnungsvereins  an  einem  einheitlichen  System.  Um 
diesem  Mangel  abzuhelfen,  veranstaltete  er  eine  Untersuchung  über 
die  sämtlichen  in  Westfalen  bestehenden  kommunalen  Bauordnungen 
und  stellte  eine  vergleichende  Zusammenstellung  hierüber  auf,  die 
allerdings  eine  große  Verschiedenheit  in  den  einzelnen  Bauord- 
nungen klarlegte^).  Auf  Grund  dieser  Zusammenstellung  ist  man 
zurzeit  seitens  des  Vereins  mit  dem  Aufstellen  einer  Musterbau- 
ordnung beschäftigt,  nach  welcher  die  einzelnen  Gemeinden  ihre 
Bauordnungen  revidieren  können. 

^)  Ob  eine  solche  Einheitlichkeit  in  den  Bauordnungen  erstrebenswert  ist,  müssen 
wir  sehr  dahingestellt  sein  lassen,  da  die  lokalen  Verhältnisse  hierbei  gar  nicht  berück- 
sichtigt werden  können.  Man  denke  nur  an  die  verschiedenartige  Beschäftigung  der 
Arbeiter  in  der  Industrie. 
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Befreiung  von  der  Umsatz-,  Grundwert-  und  Wert- 
zuwachssteuer. 
Schließlich  sind  noch  einige  kleinere  Erleichterungen  zur 
Förderung  des  Kleinwohnungsbaues  zu  erwähnen,  die  mehr  oder 
weniger  in  fast  allen  Industriestädten  Westfalens  Anklang  gefunden 
haben,  und  zwar  beziehen  sich  diese  auf  die  Befreiung  von  der 
Umsatz-,  Grundwert-  und  Wertzuwachssteuer.  Eine  Befreiung 
von  der  Umsatzsteuer  ist  namentlich  den  Bauvereinen  zuteil  ge- 
worden. Während  die  Zahl  der  hieran  beteiligten  Gemeinden  eine 
recht  bedeutende  ist  i),  finden  wir  andererseits  Ermäßigungen  bezw. 
Befreiung  von  der  Grundwertsteuer  und  der  Wertzuwachssteuer 
schon  seltener.  Ermäßigungen  der  ersteren  Art  lassen  z.  B.  die 
Städte  Gelsenkirchen,  Bocholt,  Recklinghausen,  Münster,  Schwelm 
und  Gronau  eintreten;  unter  diesen  ziehen  die  ersten  5  Städte  die 
Bauvereinigungen  nur  zu  ^j^  des  Grundstückswertes  zur  Grund- 
steuer heran,  während  in  Gronau  die  Hälfte  der  Steuer  zu  ent- 
richten ist.  Eine  Befreiung  von  der  Wertzuwachssteuer  außer  den 
übrigen  Steuerbefreiungen  finden  wir  nur  in  der  Stadt  Hagen. 

Befreiung  von  Straßenbau-  und  Bürgersteigkosten. 

Größere  Beachtung  verdient  dagen  eine  erst  in  jüngster  Zeit 
auftauchende  Maßregel:  eine  Anzahl  größerer  Städte  ist  dazu  über- 
gegangen, den  Ein-  und  Zweifamilienhäusern  die  gemäß  §  9  des 
Kommunalabgabengesetzes  zu  entrichtenden  Beiträge  ganz,  bezw. 
teilweise  zu  erlassen.  Es  kommen  hier  hauptsächlich  die  Straßen- 
baukosten, die  Kosten  für  die  Anlegung  und  Unterhaltung  der 
Bürgersteige  und  die  Kosten  für  die  Wasserleitung  usw.  in  Be- 
tracht. So  haben  z.  B.  die  Städte  Lünen  und  Siegen  den  Bau- 
vereinen die  Wasserleitung  unentgeltlich  angelegt;  ferner  erheben 
die  Städte  Wetter  und  Siegen  überhaupt  keine  Straßenbaukosten- 
beiträge von  den  Bauvereinen.  Um  die  Straßenbaukosten  zu  ver- 
ringern, hat  die  Stadt  Gelsenkirchen  in  ihren  Wohnvierteln  —  die 
also  ausschließlich  von  Privatleuten  bewohnt  werden  —  den  Fahr- 
damm äußerst  gering  bemessen,  durch  Schaffung  von  Vorgärten 
aber  das  lichte  Breitenmaß  der  Straße  festgehalten. 

Während  man  sich  in  den  vorgenannten  Städten  damit  be- 
gnügte, Erleichterungen  bezüglich  der  Straßenbaukosten  zu  ge- 
währen, ist  man  in  Gronau  noch  einen  Schritt  weiter  gegangen. 

1)  Es  gehören  hierher  Dortmund,  Hagen,  Witten,  Gladbeck,  Siegen,  Minden, 
Osterfeld,  Schwelm,  Gevelsberg,  Unna,  Lippstadt,  Schwerte,  Aplerbeck,  Halver, 
Emsdetten,  Ahlen,  Borghorst,  Berghofen  und  Wahrendorf. 
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Man  hat  hier  durch  Ortsstatut  den  Arbeitern,  die  den  Bau  eines 
Ein-  bezw.  ZweifamiHenhauses  auf  ihre  Rechnung  ausführen,  die 
Beitragsleistung  nicht  nur  für  die  Straßenbaukosten,  sondern  auch 
für  die  Anlegung  des  Bürgersteiges  erlassen,  falls  die  Bausumme 
den  Betrag  von  7000  Mark  nicht  übersteigt.  Auch  wird  ausdrück- 
lich zur  Bedingung  gemacht,  daß  die  Wohngebäude  nur  von  dem 
Erbauer,  oder  außer  von  ihm  nur  noch  von  einer  anderen  Ar- 
beiterfamilie bewohnt  werden  dürfen.  Von  denjenigen  Aktienge- 
sellschaften, Genossenschaften  und  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung,  deren  satzungsmäßig  bestimmter  Zweck  auschließlich 
darauf  gerichtet  ist,  minderbemittelten  Familien  gesunde  und 
zweckmäßig  eingerichtete  Wohnungen  zu  billigen  Preisen  zu 
schaffen,  werden  diese  Beiträge  für  die  Anlegung  des  Bürgersteiges 
in  einer  Höhe  von  nur  30^0  erhoben.  —  Wegen  der  kurzen  Zeit, 
die  seit  Inkrafttreten  des  Ortsstatuts  verflossen  ist,  läßt  sich  natür- 
lich die  Tragweite  dieser  Bestimmungen  noch  nicht  übersehen; 
immerhin  geht  man  wohl  in  der  Annahme  nicht  fehl,  daß  die  für 
das  Jahr  19 10  äußerst  zahlreich  eingelaufenen  Anmeldungen  von 
Kleinwohnungsbauten  mit  auf  diese  Maßnahme  zurückzuführen  sind. 

Ergänzende  Maßnahmen  zur  Boden-  und  Baupolitik. 
Die  Ein-  und  Zweifamilienhäuser  werden  sich  in  nur  wenigen 
Fällen  innerhalb  der  eigentlichen  Stadt  befinden,  vielmehr  —  und 
das  trifft  besonders  für  die  größeren  Städte  zu,  —  erst  in  ihrer 
näheren  Umgebung.  Deshalb  müssen  die  Gemeinden,  wenn  sie 
nun  einmal  diese  Bauart  in  erster  Linie  begünstigen,  auch  dafür 
Sorge  tragen,  daß  dem  Arbeiter  zur  Erreichung  seiner  Arbeits- 
stätte jede  Erleichterung  bezw.  Hilfe  gewährt  wird.  Es  handelt 
sich  hier  in  der  Hauptsache  um  den  Bau  von  Straßenbahnen  usw., 
die  die  Umgebung  mit  der  inneren  Stadt  verbinden.  Doch  genügt 
die  Anlage  solcher  Verkehrsmittel  allein  noch  nicht,  sondern  es 
muß  auch  durch  niedrigere  Fahrpreise  den  Arbeitern  die  Benutzung 
derselben  ermöglicht  werden.  Dies  haben  u.  a.  auch  die  Städte 
Hagen,  Bielefeld  und  Hamm  erkannt  und  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Straßenbahnunternehmerinnen  den  Arbeitern  Fahrpreisermäßi- 
gungen in  Form  von  sog.  Wochen-  und  Monatskarten  zugestanden. 
In  ähnhcher  Weise  ist  der  Landkreis  Dortmund  vorgegangen,  der 
die  größeren  Landgemeinden  seines  Bezirkes  mit  der  Stadt  Dort- 
mund durch  eine  Kreisbahn  verbunden  hat.  Hierdurch  wird  den 
Arbeitern  das  Wohnen  außerhalb  des  Stadtinnern  wesentlich  er- 
leichtert. 
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Wo  es  indessen  nicht  angängig  ist,  gesunde  und  billige 
Wohnungen  in  der  näheren  Umgebung  der  Stadt  herzustellen, 
und  die  Arbeiter  gezwungen  sind,  im  Innern  der  Stadt  in  unge- 
nügenden Räumen  zu  wohnen,  was  namentlich  in  den  großen 
Industriestädten  der  Fall  ist,  da  sollten  es  sich  die  Gemeinden 
wenigstens  angelegen  sein  lassen,  durch  die  Bildung  von  Familien- 
gärten, sog.  Schrebergärten,  auch  dem  Arbeiter  seinen  Anteil  an 
der  Natur  zu  geben.  »Wenn  man  bedenkt,  daß  hierdurch  dem 
Arbeiter  Gelegenheit  geboten  wird,  nach  Beendigung  seiner  Arbeit 
sich  in  seinem  Gärtchen  zu  betätigen,  und  damit  nicht  allein  seine 
Gesundheit  zu  fördern,  sondern  auch  durch  den  Anbau  von  Kar- 
toffeln, Gemüse  usw.  sich  noch  einen  materiellen  Vorteil  zu  ver- 
schaffen, kann  man  die  Bildung  solcher  Gärten  überall  nur  dringend 
empfehlen.«  Unter  den  westfälischen  Gemeinden,  die  die  Notwendig- 
keit der  Bildung  solcher  Gärten  erkannt  haben,  hat  sich  die  Stadt 
Siegen  am  meisten  hervorgetan;  sie  hat  in  den  verschiedensten 
Stadtgegenden  bisher  etwa  90  solcher  Gärten  angelegt.  Die  Stadt 
Dortmund  wiederum  hat  dem  dortigen  Gartenbauverein  ein  größeres 
städtisches  Grundstück  zur  Anlegung  von  Schrebergärten  ver- 
pachtet, während  die  Stadt  Bielefeld  ein  ihr  gehöriges  Gelände 
zu  gleichem  Zwecke  zur  Verfügung  stellte  und  die  Stadt  Witten 
die  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Gartengrundstücke  möglichst 
langfristig  zu  billigem  Preise  in  Pacht  gibt. 

Ledigenheime. 

Bisher  haben  wir  eine  Reihe  von  Maßnahmen  kennen  ge- 
lernt, welche  die  einzelnen  Gemeinden  auf  dem  Gebiete  der 
Wohnungsfürsorge  getroffen  haben.  Der  Zweck  ihrer  Maßnahmen 
ist  lediglich,  die  Lage  des  verheirateten  Arbeiters  durch  Be- 
schaffung von  geräumigen  und  billigen  Wohnungen  zu  verbessern. 
Ob  dieser  Zweck  allerdings  auf  dem  von  ihnen  eingeschlagenen 
Wege  vollkommen  erreicht  werden  kann,  ist  eine  andere  Frage. 

Mögen  die  einen  das  Ideal  im  Ein-  und  Zweifamilienhause, 
die  andern  nur  in  Miethäusern  mit  Kleinwohnungen  sehen,  das 
steht  jedenfalls  fest,  daß  eine  nachhaltige  Besserung  nur  zu  er- 
warten sein  wird,  wenn  man  zugleich  auch  Mittel  und  Wege 
findet,  das  leidige  Kost-  und  Schlafgängerwesen  zu  beschränken. 
Wir  wollen  hier  jedoch  nicht  die  Schäden  aufzählen,  die  das 
Schlafstellenwesen  mit  sich  bringt  und  bei  den  trostlosen  Wohnungs- 
zuständen  notgedrungen  mit  sich  bringen  muß.  Uns  interessieren 
an  dieser  Stelle  hauptsächlich  die  Maßnahmen,  die  die  westfälischen 
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Gemeinden  ergriffen  haben,  um  eine  Besserung  der  traurigen  Ver- 
hältnisse herbeizuführen.  An  dem  guten  Willen  hat  es,  wie  die 
zahlreichen  lokalen  Polizeiverordnungen  über  das  Kost-  und 
Quartiergängerwesen  bezeugen,  wenigstens  nicht  gefehlt.  Vor- 
schriften über  den  Mindestluftraum  der  Zimmer,  die  an  ledige 
Arbeiter  abvermietet  werden  können,  Verbote  über  die  gleich- 
zeitige Beherbergung  von  Personen  verschiedenen  Geschlechts  usw. 
sind  fast  in  jeder  größeren  Stadt  zu  finden.  Indessen  stehen  diese 
Verordnungen  meist  nur  auf  dem  Papier;  denn  einmal  ist  eine 
Kontrolle  über  ihre  Durchführung  schwer  ausführbar,  —  es  müßten 
denn  besondere  Organe  behördlicherseits  eigens  zu  diesem  Zwecke 
geschaffen  werden  —  andererseits  schreckt  man  auch  wohl  vor 
einer  besonders  strengen  Kontrolle  zurück,  weil  sie  unter  den 
herrschenden  Wohnungsverhältnissen  zahllose  Individuen  obdach- 
los machen  würde. 

Wir  stehen  hier  vor  einem  noch  ungelösten  Problem,  denn 
auch  die  wenigen  Einrichtungen,  die  einen  Versuch  der  Lösung 
durch  positive  Maßnahmen  angebahnt  haben,  kommen  gegenüber 
der  Größe  des  Notstandes  kaum  in  Betracht.  Im  allgemeinen 
kann  man  jedoch  wohl  sagen,  daß  durch  Gesetze  allein  dem  Miß- 
stande wohl  kaum  Abhilfe  getan  werden  kann:  »soll  eine  Besserung 
eintreten,  so  muß  diese  in  erster  Linie  aus  der  Familie  des  Ar- 
beiters selbst  hervorgehen.  Ist  sich  der  Familienvater  erst  einmal 
der  sittlichen  Schäden  bewußt,  die  das  Halten  von  Kostgängern 
seiner  Familie  bringt,  so  wird  er  sicherlich  darauf  verzichten,  vor- 
ausgesetzt, daß  er  nicht  auf  den  Verdienst  hieraus  angewiesen  ist.« 

Sache  der  Gemeinden  ist  es,  den  Arbeiterfamilien  bei  diesem 
Streben  zu  Hilfe  zu  kommen  und  es  durch  Einrichtungen  von  ge- 
eigneten Unterkunftstätten,  bezw.  durch  Übernahme  der  Bürgschaft 
für  Vereine  usw.,  die  sich  diesen  speziellen  Zweig  der  Wohnungs- 
fürsorge zum  Ziel  gesetzt  haben,  zu  unterstützen.  Wohl  haben 
hier  einzelne  Vereine  ohne  Hilfe  der  Gemeinden  ihren  ledigen 
Mitgliedern  eine  Zufluchtsstätte  erbaut,  was  will  dies  aber  besagen 
gegenüber  dem  Massenandrang  von  ledigen  Arbeitern,  der  sich 
alljährhch  in  das  Industriegebiet  ergießt  und  die  Wohnungsnot 
immer  drückender  macht.  (Vergl.  hierzu  meine  Ausführungen  im 
Schlußwort.) 

In  dieser  Hinsicht  ist  seitens  der  westfälischen  Gemeinden  mit 
einigen  Ausnahmen  leider  sehr  wenig  geschehen;  nur  die  Stadt 
Münster  ist  im  Besitze  von  vier  städtischen  Stiften,  die  zur  Unter- 
bringung von  Ledigen  bestimmt  sind,  während  die  Stadt  Dortmund 
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die  Errichtung  eines  Ledigenheimes  durch  den  Christlichen  Verein 
junger  Männer  insofern  gefördert  hat,  als  sie  das  Baugrundstück 
zu  billigen  Preisen  zur  Verfügung  gestellt  hat.  Außer  diesen 
beiden  Städten  haben  noch  die  industriell  entwickelten  Landge- 
meinden Buer,  Emsdetten  und  Greven  für  die  zur  Errichtung  von 
Gesellen-  und  Mädchenheimen  erforderlichen  Darlehen  der  L.V.A. 
Westfalen  gegenüber  Bürgschaft  geleistet. 


Erleichterung  der  Baugeldbeschaffung. 

Eine  größere  Beteiligung  der  westfälischen  Gemeinden  finden 
wir  bei  der  Erleichterung  der  Baugeldbeschaffung  für  die  Bau- 
vereine usw.  Die  Hergabe  der  erforderlichen  Darlehen  geschieht, 
wie  wir  bereits  im  vorigen  Kapitel  erwähnt  haben,  durch  die 
L.V.A.  Westfalen  unter  selbstschuldnerischer  Bürgschaft  der  Ge- 
meinden. Da  wir  an  dieser  Stelle  auch  die  Bedingungen  für  die 
Beleihung  kennen  gelernt  haben,  so  bleibt  hier  nur  die  Tatsache  als 
festgestellt  zu  wiederholen,  daß  die  westfälischen  Gemeinden  der 
Anregung  der  Landesversicherungsanstalt,  wenigstens  hierdurch 
ihr  Interesse  an  der  Wohnungsfürsorge  darzutun,  in  steigendem 
Maße  gefolgt  sind.  Von  Jahr  zu  Jahr  steigt  der  Betrag,  für  den  die 
Gemeinden  die  selbstschuldnerische  Bürgschaft  übernommen  haben. 

Nachstehende  Tabelle  gibt  uns  einen  kleinen  Überblick  vor- 
nehmlich über  diejenigen  Gemeinden,  welche  im  Jahre  1909  die 
Tätigkeit  der  gemeinnützigen  Bauvereine  durch  Übernahme  der 
Bürgschaft  gefördert  haben 

■,  Verbürgter 
Einwonner  -nw  1  u    u  ^ 

Darlennsbetrag 

1.  Stadt  Siegen  26500    ....     471000  Mk. 

Im  Laufe  des  Jahres  auf  über  600000  Mk 

2.  Stadt  Bocholt  25500 

3.  „     Hagen  (für  2  Bauvereine)  83500 


4.  „  Lippstadt 

5.  „  Unna 

6.  Landgemeinde  Werdohl 

7.  „  Weidenau 

8.  „  Sundwig 

9.  Stadt  Ahlen 

10.  „  Schwerte 

11.  „  Rheine 

12.  Landgemeinde  Volmarstein 


16500 
16600 
8850 
8600 
1500 
8550 
13  600 
13650 
I  800 


gestiegen. 

319000  Mk. 
261 000 
200000 
250000 
251 000 
245000 
232500 
200000 
200000 
184 190 
166500 


^)  Entnommen  aus  den  Akten  des  Kleinwohnungsvereins  in  Münster. 
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13-  Stadt  Gronau 

1 4.  „  Soest 

15.  „  Lünen 

16.  Landgemeinde  Clafeld 

Im  ganzen  sind  bis  Ende  1909  16000000  Mk,  verliehen 
worden;  indessen  sind  in  dieser  Summe  nur  die  tatsächlich  zur 
Auszahlung  gelangten  Darlehen  enthalten,  die  Zahl  der  be- 
willigten Darlehen  betrug  bis  zu  dem  genannten  Zeitpunkt  über 
18000000  Mk. 

Obwohl  diese  Zahlen  gewiß  eine  deutliche  Sprache  sprechen, 
so  stehen  doch  noch  viele  Gemeinden  entweder  dieser  Sache  völlig 
fern  oder  beteiligen  sich  daran  in  einem  verhältnismäßig  nur 
geringen  Maße.  Namentlich  könnte  von  seiten  der  größeren 
Gemeinden  ein  erhöhtes  Verständnis  für  diese  Art  der  Wohnungs- 
fürsorge, die  ihnen  absolut  keine  Schwierigkeiten  macht,  erwartet 
werden.  Es  genügt  natürlich  nicht,  wenn  man,  wie  die  Stadt 
Gelsenkirchen  z.  B.,  lediglich  einen  Geschäftsanteil  von  den  Bau- 
vereinen erwirbt,  denn  damit  ist  der  Sache  noch  nicht  viel  gedient; 
besser  ist  schon  das  Vorgehen  der  Stadt  Dortmund,  die  nicht  die 
Hilfe  der  Landesversicherungsanstalt  in  Anspruch  nimmt,  sondern 
sämtliche  Häuser  der  gemeinnützigen  Baugesellschaft  zur  ersten 
Stelle  aus  städtischen  Fonds  beleiht,  und  zwar  zu  einem  Zinsfuß, 
der  ^/4%  unter  dem  sonst  üblichen  Zinsfuß  bleibt.  Um  in  weit- 
gehendster Weise  das  städtische  Interesse  zu  wahren,  ist  die  Stadt 
außerdem  auch  selbst  Mitglied  der  Baugesellschaft  und  besitzt  für 
ca.  16000  Mk.  Aktien. 

Wohnungsaufsicht. 

Sollen  die  Vorteile  der  Wohnungsfürsorge  den  Arbeitern 
voll  und  ganz  zuteil  werden,  so  müssen  die  Gemeinden  neben 
allen  andern  Maßregeln  auch  eine  ständige  Wohnungskontrolle 
vornehmen,  damit  die  neuerstandenen,  vor  allen  Dingen  jedoch 
die  alten  Wohnungen  in  gesundheitlicher  Beziehung  ihren  Be- 
wohnern nicht  schaden  können.  Nicht  nur  bei  den  Mietshäusern 
ist  diese  Aufsicht  notwendig,  sondern  auch  bei  den  eigenen  Häusern 
der  Arbeiter.  Die  letzte  Forderung  erklärt  sich  daraus,  daß  die 
vernünftige  Unterhaltung  eines  eigenen  Hauses  eine  gewisse  wirt- 
schaftliche Selbständigkeit  zur  Voraussetzung  haben  muß,  die  leider 

Tremölilen,  Wohnungsfürsorge  für  Industriearbeiter.  3 


Einwoliner  -r-w^f^^^F^^^ 

iJarlennsbetrag 

9550    ....     150000  Mk. 

17800  ....  150000  „ 
9500  ...  .  500000  „ 
5300     ...     .      155000  „ 
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dem  weitaus  größten  Teile  unserer  Arbeiterfamilien  noch  fehlt. 
Mitunter  befinden  sich  die  Wohnungen  in  einem  so  vernachlässigten 
und  unsauberen  Zustande,  daß  sie  als  direkt  gesundheitsgefährlich 
bezeichnet  werden  müssen.  Am  zweckmäßigsten  wäre  die  obli- 
gatorische Einrichtung  der  Wohnungsinspektion,  wie  sie  bisher 
nur  in  Siegen  und  Haspe  durchgeführt  ist.  Auf  welche  Weise  wird 
nun  in  den  übrigen  Gemeinden  die  Wohnungsaufsicht  ausgeführt? 
Der  weitaus  größte  Teil  der  Städte  ist  dazu  übergegangen,  die 
bestehenden  Gesundheitskommissionen  öffentlich  mit  der  Wohnungs- 
aufsicht zu  betrauen,  so  z.  B.  in  Dortmund,  wo  sie  zum  ersten 
Male  im  Jahre  1902  in  Tätigkeit  trat  und  gegenwärtig  in  großem 
Umfange  ausgeübt  wird.  Zu  diesem  Zwecke  sind  mehrere  Unter- 
abteilungen der  Gesundheitskommission  gebildet  worden,  die  aus 
je  einem  Beamten  der  Armenpflege,  einem  Bautechniker,  einem 
Polizeibeamten  und  einem  Mitglied  des  Magistrats  bestehen.  Durch 
ein  solches  Ineinandergreifen  der  verschiedensten  Organe  kommt 
hier  eine  sachgemäße  Kontrolle  zustande.  Der  Fehler  hierbei  ist 
nur  der,  daß  die  Revision  in  bestimmten  Zwischenräumen  statt- 
findet und  sich  jedesmal  auf  einen  bestimmten  Stadtbezirk  be- 
schränkt. Wie  notwendig  die  Wohnungsaufsicht  in  Dortmund  ist, 
lehrt  uns  eine  im  Jahre  1907  vorgenommene  Revision,  bei  welcher 
nicht  weniger  als  25^/0  aller  untersuchten  Wohnungen  als  feucht 
und  gesundheitsschädlich  bezeichnet  wurden. 

Auffallend  ist  es,  daß  in  einer  Stadt  wie  Hagen,  die  sonst 
in  jeder  Beziehung  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfürsorge  vor- 
bildlich gewesen  ist,  keine  allgemeine  Wohnungsaufsicht  besteht. 
Treten  Mißstände  hervor,  so  erfolgt  nach  näherer  Feststellung  die 
Beseitigung  derselben  durch  die  Organe  der  Baupolizeiverwaltung. 
In  der  gleichen  Weise  übt  die  Landgemeinde  Buer  die  Aufsicht 
aus;  dort  hält  die  Gesundheitskommission  zwar  periodisch  wieder- 
kehrende Besichtigungen  ab,  aber  nur  auf  besondere  Veran- 
lassung hin.  Die  Ausübung  der  Wohnungsaufsicht  durch  Bau- 
und  Polizeibeamte  dagegen  geschieht  in  Recklinghausen  -  Land ; 
außerdem  ist  ein  Revisionsbeamter  für  das  Armenfürsorge-  bezw. 
das  Kostgängerwesen  angestellt.  Bisher  ist  diese  Gemeinde  die 
einzige,  die  speziell  auch  die  Wohnverhältnisse  der  Kostgänger 
untersucht. 

Ebenso  verdient  das  Vorgehen  der  Gemeinde  Hörde  rühmend 
hervorgehoben  zu  werden.  Hier  erfolgt  die  Wohnungsaufsicht 
durch  Unterkommissionen,  die  alljährlich  den  ihnen  überwiesenen 
Bezirk  begehen  und  dabei  die  Wohnungen  einer  genauen  Revision 
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unterziehen.  Die  vorgefundenen  Mißstände  werden  der  Polizei- 
behörde mitgeteilt,  die  je  nach  Lage  der  Verhältnisse  die  Abstellung 
der  gerügten  Mißstände  oder  die  Räumung  und  Schließung  der 
Wohnung  verfügt. 

Zum  Schluß  ist  dann  noch  ein  bisher  in  Westfalen  einzig- 
dastehender  Fall  zu  erwähnen,  das  ist  die  Vornahme  der  Wohnungs- 
inspektion durch  Frauen  in  der  Stadt  Bielefeld.  Dieser  Gedanke 
wurde  von  dem  dortigen  Frauenverein  angeregt  und  nach  längerer 
Beratung  vom  Magistrat  gut  geheißen.  Es  wurde  angeordnet, 
daß  für  jeden  der  vier  Polizeibezirke  zwei  Frauen  an  der  Woh- 
nungspflege und  -Aufsicht  teilnehmen  sollten.  Obwohl  die  bis- 
herigen Erfahrungen,  die  die  Stadt  mit  den  weiblichen  Wohnungs- 
inspektoren gemacht  hat,  als  günstig  zu  bezeichnen  sind,  so  müssen 
doch  erst  noch  weitere  Erfahrungen  gesammelt  werden,  um  ein 
abschließendes  Urteil  darüber  fällen  zu  können. 

Auf  jeden  Fall  läßt  die  Beteiligung  der  westfälischen  Ge- 
meinden an  dieser  Art  der  Wohnungsfürsorge  sehr  zu  wünschen 
übrig.  Und  doch  ist  gerade  die  Wohnungsaufsicht  eins  der 
wichtigsten,  wenn  nicht  das  wichtigste  Grundproblem  der  Wohnungs- 
fürsorge. Wir  werden  auf  seine  Bedeutung  im  Rahmen  der 
kommunalen  Wohnungspolitik  am  Schluß  dieser  Ausführungen 
noch  besonders  zurückkommen. 


Kapitel  IV. 

Der  Westfälische  Verein  zur  Förderung  des 
Kleinwohnungswesens. 

Wir  haben  im  ersten  Kapitel  unserer  Ausführungen  die 
L.V.A.  Westfalen  als  die  unermüdliche  Vorkämpferin  auf  dem 
Gebiete  der  Wohnungsfürsorge  bezeichnet.  Daß  diese  Bezeichnung 
durchaus  berechtigt  ist,  dürfte  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen, 
Mit  Wort  und  Tat  ist  sie  jederzeit  zur  Linderung  der  Wohnungs- 
not bereit  gewesen.  Diese  Tätigkeit  bedeutete  indessen  für  die 
Anstalt  eine  große  Arbeitslast,  die  sie  schließlich  aus  dem  Bereich 
ihrer  vom  Reiche  gestellten  Aufgabe  herauszudrängen  drohte. 
Auch  waren  im  Laufe  der  Jahre  noch  eine  Reihe  von  anderen, 
verschiedenartigen  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungs- 

3* 
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fürsorge  zutage  getreten.  Sollten  alle  diese  Bestrebungen  von 
positivem  Erfolg  begleitet  sein,  so  müßte  man  versuchen,  sie  zu 
einem  einheitlichen  Ganzen  zusammenzufassen.  Hierzu  war  nach 
der  Meinung  der  L.V.A.  die  Schaffung  einer  besonderen  Zentral- 
stelle notwendig,  die  in  Form  eines  freien  Vereins  nach  allen 
Richtungen  hin  frei  und  ungehemmt  ihre  Wirksamkeit  entfalten 
konnte.  Eine  solche  Zentralstelle  wurde  im  Jahre  1902  durch 
Gründung  des  »Westfälischen  Vereins  zur  Förderung  des  Klein- 
wohnungswesens« mit  dem  Sitz  in  Münster  errichtet.  »Der  Verein 
ist  gedacht  als  Organisation  auf  breitester  Grundlage,  in  der  alle 
Interessenten,  wie  Reich,  Staat,  Provinz,  Landesversicherungs- 
Anstalten,  Kreise,  Gemeinden,  sozialpolitische  Vereinigungen  usw. 
mitwirken  sollen,  um  erträgliche  Wohnungszustände  zu  schaffen.« 
Alle,  die  dieses  Ziel  verfolgen,  will  er  zu  einem  einheitlichen 
Vorgehen  zusammenfassen,  und  er  glaubt  dieses  hauptsächlich 
durch  eine  fünffache  Tätigkeit  erreichen  zu  können: 

1.  Durch  Schaffung  einer  Zentralstelle  zur  Sammlung,  Sich- 
tung und  Durcharbeitung  jeglichen  Materials,  welches  sich  auf  das 
Wohnungswesen  erstreckt.  Aus  diesem  überaus  reichhaltigen 
Material  seien  hervorgehoben:  Jahresberichte,  Baupläne,  Miet-, 
Kauf-  und  Darlehnsverträge ,  Baupolizei-  und  Wohnungspolizei- 
Verordnungen,  Verwaltungsanordnungen,  Gesetze  und  sonstige 
Literatur; 

2.  durch  Verkehr  mit  Behörden,  Korporationen,  Vereinen 
und  Privaten  zwecks  Austausch  von  Erfahrungen,  Anregung  und 
Klärung  von  allgemeinen  und  besonderen  Fragen,  Erkundigungen 
an  Ort  und  Stelle,  Raterteilung  und  Hilfeleistung; 

3.  durch  Anregung  zur  Aufklärung  der  öffentlichen  Meinung 
in  der  Presse; 

4.  durch  Vermittlung  von  Baugeldern  und  durch  Organi- 
sation einer  gewissenhaften  Prüfung  der  Träger  gemeinnütziger 
Bauunternehmungen ; 

5.  durch  Unterstützung  aller  sozialen  und  wohltätigen  Be- 
strebungen zur  Bekämpfung  der  Wohnungsnot  und  zur  Förderung 
guter  Wohnungshaltung  1). 

Bei  der  Durchsicht  dieses  Programmes  kann  man  sich  ein 
ungefähres  Bild  von  der  umfangreichen  Tätigkeit  der  Landes- 
versicherungsanstalt machen,  denn  ihr  lagen  alle  diese  Vorarbeiten 
vor  der  Gründung  des  Kleinwohnungsvereins  ob  und  ihre  Er- 

^)  S.  Anhang:  Satzungen  des  Westfälischen  Vereins  zur  Förderung  des  Klein- 
Wohnungswesens. 
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ledigung  durch  den  Verein  bedeutet  für  die  Versicherungs- Anstalt 
natürlich  eine  große  Entlastung,  wie  ja  überhaupt  die  Tätigkeit 
des  Westfälischen  Vereins  als  diejenige  bezeichnet  werden  kann, 
»die  der  L.V.L.  sozusagen  das  Feld  ebnet,  auf  dem  sie  ihre  Seg- 
nungen ausstreuen  kann«.  Dazu  ist  natürlich  ein  Hand  in  Hand 
Arbeiten  der  beiden  Korporationen  unumgänglich  notwendig,  be- 
sonders wenn  es  sich  um  Fragen  von  allgemeiner  Bedeutung 
handelt.  Die  geeignete  Basis  für  ein  solches  Zusammenwirken  ist 
dadurch  gegeben,  daß  der  Vorsitz  im  Kleinwohnungsverein  in 
den  Händen  des  Vorsitzenden  der  Landesversicherungsanstalt  ruht. 

Um  dem  Verein  unnötige  Kosten  zu  ersparen  und  ihn  da- 
durch lebensfähig  zu  machen,  hat  die  L.V.A.  ein  Übriges  getan 
und  einen  ihrer  Beamten  zur  Wahrnehmung  der  Vereinsgeschäfte 
ganz  beurlaubt.  Da  diese  jedoch  in  kurzer  Zeit  derart  anwuchsen, 
daß  sich  die  Anstellung  einer  zweiten  Kraft  erforderlich  machte, 
ist  noch  ein  Beamter  der  L.V.A.  mit  der  Wahrnehmung  der 
Vereinsgeschäfte  betraut  worden  und  zwar  vorläufig  nebenamt- 
lich. Doch  steht  seine  gänzliche  Beurlaubung  wohl  in  nächster 
Zeit  zu  erwarten.  Aber  die  L.V.A.  ist  noch  weiter  gegangen. 
Sie  stellt  nicht  nur  die  Kräfte  zur  Leitung  des  Vereins,  sondern 
auch  die  erforderlichen  Geschäftsräume  unentgeltlich  zur  Ver- 
fügung und  läßt  auch  die  Kanzleiarbeiten  und  Botendienste  ohne 
Entschädigung  ausführen,  außerdem  zahlt  sie  noch  einen  baren 
Zuschuß  von  2000  Mk. 

Mit  der  Schaffung  dieser  Zentralstelle  glaubt  die  L.V.A.  sich 
ein  unschätzbares  Verdienst  erworben  und  einem  dringenden  Be- 
dürfnis abgeholfen  zu  haben.  Die  bisherige  Entwicklung  recht- 
fertigt allerdings  diese  Ansicht.  Der  Umfang  der  Geschäfte  hat 
bereits  eine  solche  Ausdehnung  erfahren,  daß  in  absehbarer  Zeit 
die  Anstellung  einer  dritten  Hilfskraft  sich  als  notwendig  erweisen 
dürfte.  Die  Hauptaufgabe  des  Vereins  besteht  natürlich  in  der 
Förderung  des  Kleinwohnungsbaues,  und  er  sucht  mit  allen  ihm 
zu  Gebote  stehenden  Mitteln  sein  Ziel  zu  erreichen  i). 

Da  gemeinnützige  Bauvereine  seiner  Meinung  nach  am  ehesten 
in  der  Lage  sind,  diese  soziale  Frage  zu  lösen,  läßt  er  sich  die 
Unterstützung  und  Förderung  dieser  Bauvereine  sehr  angelegen 
sein.  Seinem  eifrigen  Bemühen  ist  in  vielen  Fällen  die  Gründung 
von  Bauvereinen   auf   genossenschaftlicher  Grundlage  gelungen. 

^)  Da  der  Verein  sich  lediglich  als  eine  Stütze  der  L.V.A.  bei  ihren  Ver- 
besserungsbestrebungen darstellt,  so  ist  es  nur  zu  natürlich,  daß  er  auch  ihren  Prinzipien 
folgt  und  in  erster  Linie  den  Bau  von  Ein-  und  Zweifamilienhäusern  zu  fördern  sucht. 
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Daß  die  Zahl  derartiger  Vereine  von  60  im  Jahre  1902  auf  132 
im  Jahre  19 10  gestiegen  ist,  führt  er  nicht  zum  wenigsten  auf 
seine  Einwirkung  zurück;  dagegen  hat  er  sich  auch  nicht  gescheut, 
an  Orten,  wo  ein  derartiger  Verein  geplant  war,  die  Gründung 
um  deswillen  zu  verhindern,  weil  die  örtlichen  Verhältnisse  dafür 
absolut  nicht  geeignet  waren.  Wo  jedoch  nach  sorgfältiger  Prüfung 
das  Bedürfnis  tatsächlich  anerkannt  wurde,  hat  der  Verein  kein 
Mittel  unversucht  gelassen,  einen  Bauverein  ins  Leben  zu  rufen. 
Namentlich  war  seine  Unterstützung  in  den  Verhandlungen  mit 
den  Gemeindeverwaltungen,  die  sich  nicht  selten  der  ganzen  Sache 
gegenüber  ablehnend  verhielten,  äußerst  wertvoll.  Aber  auch 
unter  der  Bevölkerung  selbst  wurde  hierfür  eifrig  Propaganda  ge- 
macht und  es  gelang,  durch  geeignete  Vorträge  das  Interesse  der 
Bevölkerung  zu  wecken.  Auch  überließ  man  diese  Vereine  nach 
ihrer  Gründung  keineswegs  sich  selbst,  sondern  man  half  ihnen 
auch  bei  der  Anlegung  der  ersten  Buch-  und  Rechnungs- 
führung und  suchte  ihre  Weiterentwicklung  nach  Kräften  zu 
fördern. 

Bei  einem  solchen  tatkräftigen  Eingreifen  des  westfälischen 
Vereins  konnte  es  nicht  ausbleiben,  daß  dem  Kleinwohnungsbau 
erhöhte  Beachtung  geschenkt  wurde.  Tatsächlich  hat  diese  Bau- 
art auch  seit  dem  Jahre  1902  einen  äußerst  rapiden  Aufschwung  zu 
verzeichnen.  Das  zeigt  sich  am  besten  in  der  steigenden  Inan- 
spruchnahme der  Darlehen  der  L.V.A.  Während  die  von  der 
L.V.A.  jährlich  hergegebene  Darlehnssumme  bis  Ende  1904  durch- 
schnittlich nur  600000  Mk.  betrug,  stieg  die  Jahressumme  unter 
dem  Einfluß  des  westfälischen  Vereins 

im  Jahre  1905  auf  rund  1800000  Mk. 
„       „      1906    „      „     2465000  „ 
1907    „       „     5000000  „ 
„      „      1908    „       „     5500000  „ 
„      „      1909    „       „     6000000  „ 
„      „      1910    „      „     6500000  „ 
so  daß  in  5  Jahren  eine  Steigerung  um  das  Zehnfache  zu  ver- 
zeichnen ist.   Den  Hauptanteil  an  diesen  Darlehen  haben  die  Bau- 
genossenschaften, aber  auch  die  westfälischen  Gemeinden  haben  in 
jüngster  Zeit    in   erhöhtem   Maße    dem   Klein  wohnhausbau  ihr 
Interesse  zugewandt,  was  hauptsächlich  auf  die  Anregung  durch 
den  Klei nwohnungs verein  zurückzuführen  ist. 

In  den  letzten  Jahren  veranstaltete  der  Verein  auch  statistische 
Erhebungen  über   die  Wohnungsverhältnisse   in    den  einzelnen 
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westfälischen  Gemeinden.  Diese  Erhebungen  erwiesen  sich  als 
äußerst  notwendig,  um  so  mehr,  als  ein  selbständiges  Vorgehen  der 
Gemeinden  in  dieser  Richtung  überhaupt  noch  nicht  erfolgt  war. 
Leider  stehen  auch  heute  noch  die  Gemeinden  diesem  wichtigen 
P'aktor  in  der  Wohnungsfürsorge  teilnahmlos  gegenüber,  was  um  so 
bedauerlicher  erscheint,  wenn  man  in  Betracht  zieht,  daß  man 
hierdurch  erst  ein  genaues  Bild  über  die  tatsächlichen  Wohnungs- 
zustände  erhält. 

Die  größte  statistische  Aufnahme  dieser  Art,  deren  Bedeutung 
weit  über  die  Provinz  Westfalen  hinausreicht,  hat  der  Verein  ge- 
legentlich der  Volkszählung  im  Jahre  1905  vorgenommen;  sie  er- 
streckt sich  über  38  westfälische  Städte  bezw.  Gemeinden  und 
beweist  recht  deutlich,  daß  trotz  aller  vorgenommenen  Besserungs- 
versuche die  Wohnungsverhältnisse  sich  noch  in  einem  überaus 
traurigen  Zustande  befanden.  Mit  der  Aufdeckung  der  Mängel 
hat  sich  der  Verein  ein  unschätzbares  Verdienst  erworben. 

»Soviel  indessen  auch  an  der  Anregung  und  Förderung  des 
Kleinwohnungsbaues  durch  den  westfälischen  Verein  lag,  so  kam 
dieser  doch  bald  zu  der  Erkenntnis,  daß  die  bisher  unternommenen 
Schritte  für  eine  durchgreifende  Gesundung  der  Wohnungsver- 
hältnisse keineswegs  genügten.«  Zahlreiche  Besichtigungen  von 
Kleinwohnhäusern  an  verschiedenen  Orten  ergaben  die  Notwendig- 
keit, sowohl  auf  die  äußere  wie  auch  auf  die  innere  Gestaltung 
der  Kleinwohnhäuser  einzuwirken.  Es  wurde  deshalb  im  Juni 
1908  die  bautechnische  Abteilung  ins  Leben  gerufen,  für  die  ein 
Regierungsbaumeister  angestellt  wurde.  Die  Aufgabe  dieser  Ab- 
teilung ist  es,  die  zu  den  Darlehnsanträgen  eingeforderten  Baupläne 
und  Kostenanschläge  nachzuprüfen  und  ev.  Gegenvorschläge  zu 
machen,  auf  deren  Befolgung  dann  seitens  der  Darlehnsgeberin, 
der  L.V.A.,  bestanden  wird.  Im  Jahre  1909  wurden  ca.  1200  Bau- 
pläne geprüft  und  begutachtet.  Eine  solche  Prüfung  wird  un- 
streitig den  Kleinwohnungsbau  günstig  beeinflussen.  Seit  dem 
I.  Januar  19 10  hat,  wie  schon  erwähnt,  die  L.V.A.  noch  einen 
eigenen  Beamten  für  die  Nachprüfung  und  Begutachtung  der 
Baupläne  angestellt.  Diesem  Beamten  liegt  die  Prüfung  unter  der 
Oberaufsicht  des  Leiters  der  bautechnischen  Abteilung  des  Vereins 
ob,  so  daß  ein  ständiges  Hand  in  Hand  Arbeiten  auch  auf  diesem 
wichtigen  Gebiet  gewährleistet  ist. 

In  der  richtigen  Erkenntnis,  daß  alle  Maßnahmen  zur  Ver- 
besserung der  äußeren  und  inneren  Gestaltung  der  Wohnungen 
wirkungslos  sind,  wenn  ihnen  die  örtlichen  Baupolizeiordnungen 
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entgegenstehen  und  die  Ausführung  dieser  Anordnungen  nicht 
zulassen,  suchte  der  westfäHsche  Verein  auch  in  dieser  Richtung 
Wandel  zu  schaffen.  Wir  haben  an  anderer  Stelle bereits  über 
die  Zusammenstellung  der  in  Westfalen  geltenden  baupolizeilichen 
Bestimmungen  gesprochen.  Es  erübrigt  noch,  zu  sagen,  daß  ein 
Erlaß  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  vom  1 1.  Oktober  1909 
ebenfalls  auf  eine  Beseitigung  der  vielen  sachlich  und  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  durchaus  nicht  begründeten  Verschieden- 
heiten in  den  einzelnen  Bauordnungen  dringt  und  dem  Klein- 
wohnungsbau die  ihm  nach  den  bisher  gemachten  Erfahrungen 
unbedingt  zukommenden  Erleichterungen  verschaffen  will.  Da 
man  ferner  regierungsseitig  einer  einheitlichen  Zusammenfassung 
der  Bauordnungen  sympathisch  gegenübersteht,  so  ist  zu  erwarten, 
daß  eine  entsprechende  Abänderung  oder  Neugestaltung  der  Bau- 
ordnungen bald  allseitig  erfolgen  wird. 

Im  engsten  Zusammenhang  damit  steht  auch  die  Abänderung 
bezw.  Neugestaltung  der  Bebauungspläne.  Hier  bietet  sich  dem 
Westfälischen  Verein  um  so  mehr  ein  weites  Feld  für  seine  Tätigkeit, 
als  bisher  seitens  der  Gemeinden  bei  der  Aufstellung  des  Planes 
auf  den  Kleinwohnungsbau  absolut  keine  Rücksicht  genommen 
wurde  Erst  dem  Eingreifen  des  Kleinwohnungsvereins  ist  es 
zu  verdanken,  wenn  bei  den  Gemeinden  die  Erkenntnis  von  der 
eminenten  Wichtigkeit  des  Bebauungsplanes  immer  mehr  durch- 
dringt. Wiederholt  hat  der  Verein  vor  Feststellung  der  Pläne 
sein  Gutachten  abgegeben,  auch  übersendet  ihm  der  Regierungs- 
präsident in  Münster  grundsätzlich  sämtliche  bei  ihm  eingehenden 
Bebauungspläne  zur  vorherigen  Begutachtung.  Endlich  ist  der 
Verein  verschiedenen  Gemeinden  bei  Geländeaufteilungen  in 
größerem  und  kleinerem  Maßstabe  behilflich  gewesen. 

Um  nun  das  Interesse  der  beteiligten  Gemeinden,  Vereine 
usw.  für  eine  zweckmäßige  Gestaltung  der  Wohnhäuser  nach  innen 
und  außen  noch  auf  eine  andere  Art  zu  wecken,  hat  der  Klein- 
wohnungsverein in  diesem  Jahre  eine  Ausstellung  der  gesamten 
Leistungen  auf  dem  Gebiet  des  Kleinwohnungswesens  in  West- 
falen veranstaltet,  die  ein  glänzendes  Ergebnis  hatte.  Von  allen 
maßgebenden  Faktoren,  Reich,  Staat,  Gemeinden,  Vereinen  usw. 
beschickt,  erregte  die  Ausstellung  weit  über  Westfalens  Grenzen 
hinaus  Aufsehen,  indem  sie  ein  beredtes  Zeugnis  von  dem  über- 

^)  Siehe  ->  Bestrebungen  der  westfälischen  Gemeinden  zur  Linderung  der 
Wohnungsnot«. 

2)  Vergl.  S.  68. 
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aus  günstigen  Erfolge  der  bis  dahin  vorgenommenen  Ver- 
besserungsbestrebungen auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfürsorge 
ablegte. 

Zum  Schluß  sei  noch  erwähnt,  daß  dem  Westfälischen  Verein 
zur  Förderung  des  Kleinwohnungswesens  die  verschiedensten 
Korporationen  usw.  als  Mitglieder  angehören  und  zwar 

12  Reichs-  und  Staatsbehörden, 

3  provinzielle  Selbstverwaltungsbehörden, 
24  Kreise, 

39  Städte, 
24  Ämter, 
15  Landgemeinden, 

4  Sparkassen, 

1 1  Verbände  und  Korporationen   mit  wirtschaftlichen  und 

sozialpolitischen  Zwecken, 
68  Bauvereinigungen  (Bau vereine,  Baugenossenschaften  usw.), 
20  industrielle  Werke  und  Gesellschaften, 
66  Einzelpersonen. 

So  sehr  wir  auch  die  rührige  Tätigkeit  des  Kleinwohnungs- 
vereins anerkennen  müssen,  so  ist  es  doch  nur  zu  bedauern,  daß 
diese  Tätigkeit  sich  lediglich  auf  die  Förderung  des  Baues  von 
Ein-  und  Zweifamilienhäusern  beschränkt.  Die  Verdienste  des 
Vereins  um  die  Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  würde  m.  E. 
noch  weit  größer  sein,  wenn  er  auch  dem  Bau  von  großen  Miets- 
häusern mit  Kleinwohnungen  seine  Unterstützung  angedeihen 
lassen  würde.  Diese  Bauart  ist  gerade  in  den  großen  Industrie- 
städten am  Platze,  wo  das  Wohnungselend  am  drückendsten  ist; 
denn  für  die  »Ärmsten  der  Armen«  bildet  die  Erbauung  eines 
eigenen  Heims  ein  unerreichbares  Ideal.  Im  übrigen  verweise 
ich  auf  meine  Ausführungen  im  Schlußwort. 


Kapitel  V. 

Zusammenfassende  Betrachtung  und  Vorschläge  zur  Wohnungsreform. 

Obwohl  nun  die  Landesversicherungsanstalt  Westfalen,  der 
westfälische  Verein  zur  Förderung  des  Kleinwohnungswesens  und 
die  Gemeinden  sich  nach  Möglichkeit  bemüht  haben,  erträglichere 
Wohnungsverhältnisse  für  die  Industriearbeiter  zu  schaffen,  so  gibt 
doch  meiner  Ansicht  nach  der  eingeschlagene  Weg,  in  erster  Linie 
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den  Bau  von  Ein-  und  Zweifamilienhäusern  zu  fördern,  zu  manchen 
Bedenken  Anlaß.  Es  ist  gar  nicht  einzusehen,  weshalb  nicht  auch 
die  modernen  Mietshäuser  mit  Kleinwohnungen  als  gleichwertiges 
Mittel  zur  Erreichung  des  letzten  Zweckes,  der  Schaffung  von  ge- 
sunden Kleinwohnungen,  gelten  sollen.  Kleinwohnungen  sollen 
doch  in  jedem  Falle  geschaffen  werden,  sie  brauchen  jedoch  nicht 
in  Klein  h  ä  u  s  e  r  n  gelegen  zu  sein.  Und  bieten  nur  die  letzteren 
dem  Arbeiter  ein  gesundes  und  billiges  Heim? 

Was  zunächst  das  »gesunde«  Wohnen  anlangt,  so  kann  man 
nicht  ohne  weiteres  behaupten,  daß  die  Klein  Wohnhäuser  ein  der 
Gesundheit  zuträglicheres  Wohnen  garantieren,  als  die  größeren 
Mietshäuser  mit  Kleinwohnungen.  Dank  der  immer  mehr  fort- 
schreitenden Entwicklung  auf  bautechnischem  Gebiete  sind  wir 
heute  vollkommen  in  der  Lage,  auch  hygienisch  einwandfreie  hohe 
Mietshäuser  zu  bauen.  Selbstverständlich  läßt  sich  nicht  leugnen, 
daß  namentlich  in  den  Großstädten  das  Wohnen  im  Zentrum  der 
Stadt  inmitten  rauchender  Eabrikschlote  vom  gesundheitlichen  Stand- 
punkt aus  sehr  bedenklich  ist,  und  daß  ohne  Zweifel  das  Wohnen 
außerhalb  der  Stadt  —  und  nur  das  kommt  für  Kleinwohnhäuser 
in  Frage  —  in  dieser  Beziehung  seine  großen  Vorzüge  hat.  Doch 
dieser  Vorzug  des  »draußen«  Wohnens  muß  durch  so  viele  ungünstige 
Begleiterscheinungen  erkauft  werden,  daß  es  meistens  sehr,  sehr 
fraglich  ist,  ob  bei  Licht  besehen,  aus  dem  Gewonnen  nicht  ein 
Verloren  wird. 

Nehmen  wir  einmal  an,  daß  dem  Arbeiter  nur  eine  i-  bis 
1Y2 stündige  Mittagspause  zur  Verfügung  steht:  dem  im  Innern 
der  Stadt  wohnenden  Arbeiter  wird  es  möglich  sein,  in  seine 
Wohnung  zu  eilen  und  dort  sein  Mittagsbrot  im  Kreise  seiner 
Familie  einzunehmen;  der  Kleinwohnhausbesitzer  muß  sich  dagegen 
mit  dem  Essen  begnügen,  welches  ihm  seine  Angehörigen  bringen, 
und  das  sicherlich  durch  den  längeren  Transport  an  Schmack- 
haftigkeit  und  Zuträglichkeit  eingebüßt  hat,  ganz  abgesehen  davon, 
daß  der  Arbeiter  in  vielen  Fällen  ohne  Mittagbrot  bleibt.  Dieses 
»Essen  bringen«  bedeutet  zudem  für  die  Angehörigen  einen  nicht 
unbeträchtlichen  Verlust  an  Zeit,  der  auf  die  ganze  Haushaltung 
recht  fühlbar  einwirkt. 

Was  ferner  das  »billiger  Wohnen«  anlangt,  so  steht  es  für 
mich  auf  Grund  meiner  Erfahrungen  fest  —  von  einem  Belegen 
durch  exakte  Zahlen  will  ich  aus  äußerlichen  Gründen  absehen  — 
daß  davon  absolut  keine  Rede  sein  kann.  Im  Gegenteil,  dieses 
»draußen  Wohnen«  stellt  durchweg  höhere  finanzielle  Ansprüche 
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an  den  Arbeiter  als  das  Wohnen  im  Zentrum  der  Stadt.  Ideelle 
Werte,  wie  Besitzfreudigkeit  usw.  können  wir  natürlich  nicht 
in  Rechnung  stellen,  es  handelt  sich  hier  lediglich  darum,  die 
praktische  Seite  in  Betracht  zu  ziehen.  Daß  dem  Eigentümer 
eines  Ein-  oder  Zweifamilienhauses  sowohl  direkte  als  auch  indirekte 
Mehrkosten  entstehen,  steht  für  mich  außer  Zweifel.  Schon  beim 
Bau  des  Hauses  selbst  kann  man  diese  Tatsache  konstatieren. 
Das  Bauland  wird  zwar  zu  einem  verhältnismäßig  billigen  Preise 
zu  haben  sein,  zieht  man  aber  die  geringe  Ausnützung  des  Grund 
und  Bodens  in  Betracht,  so  wird  selbst  dieser  Vorteil  illusorisch 
gegenüber  der  intensiven  Ausnützung  beim  hohen  Mietshaus.  Was 
ferner  die  technische  Seite  anlangt,  so  stellt  das  freiliegende  Klein- 
wohnhaus bedeutend  größere  Anforderungen  an  Baumaterial  allein 
schon  hinsichtlich  der  Außenmauern,  während  die  anschließende 
Bauart  der  hohen  Mietshäuser  in  den  Städten  verhältnismäßig 
geringe  Aufwendungen  in  dieser  Hinsicht  beansprucht.  Vergleicht 
man  dazu  die  Straßenbaukosten  und  die  Kosten  für  die  Anlage 
des  Bürgersteiges,  so  steht  es  außer  Frage,  daß  das  große  Miets- 
haus in  dieser  Beziehung  viel  günstiger  dasteht;  die  Berechnung 
dieser  Kosten  geschieht  lediglich  nach  der  Zahl  der  laufenden 
Frontmeter,  wobei  es  den  Gemeinden  ganz  gleichgültig  ist  und 
auch  ganz  gleichgültig  sein  kann,  ob  dort  ein  großes  Mietshaus 
oder  ein  Kleinwohnhaus  errichtet  wird,  wenn  der  Bau  nur  im 
Rahmen  der  baupolizeilichen  Vorschriften  stattfindet.  Wenn  auch 
einzelne  Gemeinden,  wie  das  verschiedentlich  geschehen  ist,  hierbei 
Erleichterungen  eintreten  lassen,  so  handelt  es  sich  doch  keines- 
wegs um  eine  Verbilligung  der  Straßenbaukosten,  sondern  nur  um 
eine  andere  Lasten  Verteilung.  Im  Zusammenhange  damit  wären 
noch  die  Kosten  für  die  Anlage  der  Wasserleitung  und  der  Ka- 
nalisation und  eventuell  auch  der  Beleuchtung  zu  erwähnen,  die  sich 
relativ  höher  stellen,  wenn  die  Anlage  für  ein  Einfamilienhaus 
erfolgt.  Auch  erwächst  in  der  Benutzung  dieser  Anlagen  selbst 
dem  Kleinhausbesitzer  ein  finanzieller  Nachteil  allein  schon  durch 
den  erhöhten  Wasserverbrauch,  der  für  die  Reinhaltung  des  Hauses 
aufgewendet  wird. 

Dazu  kommen  noch  die  Kosten,  die  ihm  auf  indirekte  Weise 
entstehen.  Gesetzt  den  Fall,  es  wären  keine  Verkehrsmittel  vor- 
handen, welche  die  außerhalb  der  Stadt  liegenden  Kleinwohnhäuser 
mit  dem  Zentrum  verbänden,  so  käme  hier  vor  allem  der  Mehr- 
verbrauch an  Schuhmaterial  in  Betracht,  der  einmal  von  dem  Ar- 
beiter selbst  durch  die  mehr  oder  weniger  große  Entfernung  der 
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Wohnung  von  der  Arbeitsstätte,  zum  anderen  jedoch  von  seinen 
Angehörigen  verursacht  v^ird.  Dieser  Mehrverbrauch  ist  um  so 
größer,  je  mehr  schulpflichtige  Kinder  vorhanden  sind,  die  doch 
sicherHch  durchschnitthch  einen  weiten  Weg  bis  zu  ihrer  Schule 
zurückzulegen  haben.  Auch  v^äre  hier  noch  auf  die  Verteuerung 
hinzuweisen,  die  durch  das  Bringen  des  Mittagsbrotes  an  die  Ar- 
beitsstätte entsteht.  Man  könnte  nun  einwenden,  daß  ja  nicht 
jede  Arbeiterfamilie  schulpflichtige  Kinder  habe  und  dadurch  die 
Ausgabe  für  Schuhmaterial  sich  gar  nicht  so  hoch  stelle.  Dem 
muß  entgegengehalten  werden,  daß  dann  dem  Arbeiter  nach 
anderer  Seite  hin  nicht  unbeträchtliche  Kosten  entstehen.  Man 
denke  hierbei  nur  einmal  —  von  kleineren  Besorgungen,  die  die 
Kinder  für  ihre  Mutter  erledigen  könnten,  will  ich  hier  ganz  ab- 
sehen —  an  das  regelmäßige  Bringen  des  Mittagsbrotes  an  die 
Arbeitsstätte.  Da  die  Ehefrau  nur  verhältnismäßig  selten  dazu  in 
der  Lage  sein  wird,  ist  sie  gezwungen,  dieses  Geschäft  fremden 
Leuten  zu  übertragen,  die  sich  nur  auf  Grund  einer  angemessenen 
Vergütung  zu  dieser  Leistung  verstehen  werden.  Für  den  Arbeiter 
selbst  könnte  sich  dieser  Mehrverbrauch  an  Schuhmaterial  vielleicht 
dadurch  verringern,  daß  er  sich  zur  Zurücklegung  seines  Weges 
eines  Fahrrades  bedienen  würde.  Ob  aber  jeder  Arbeiter  der 
hohen  Anschaffungskosten  wegen  hierzu  in  der  Lage  sein  wird, 
möchte  ich  sehr  dahingestellt  sein  lassen,  auch  sind  die  Unter- 
haltungskosten gar  nicht  so  gering  anzuschlagen. 

Sind  aber  nach  Zahl  und  Leistung  genügende  Verkehrsmittel 
wirklich  vorhanden,  dann  handelt  es  sich  immer  noch  darum,  ob  ihre 
regelmäßige  Benutzung  dem  Arbeiter  aus  finanziellen  Gründen  überall 
möglich  ist.  Denn  die  so  oft  rühmend  hervorgehobene  Fahrpreis- 
ermäßigung ist  in  den  seltensten  Fällen  so  bedeutend,  daß  sie  allzu- 
sehr ins  Gewicht  fallen  könnte,  besonders  wenn  man  auch  hier 
wieder  in  Betracht  zieht,  daß  den  Angehörigen  eine  solche  Er- 
mäßigung in  der  Regel  nicht  gewährt  wird.  Dadurch  wird  auch 
wiederum  das  Einkaufen  der  Frau  verteuert,  ganz  abgesehen  davon, 
daß  sie  ihre  Einkäufe  selbst  nach  Hause  bringen  muß;  denn  das 
Hinausschicken  der  Ware  fällt  beim  Arbeiter  der  kleinen  Posten 
wegen  fort. 

Der  größte  Nachteil  dieser  Eigenhäuser  liegt  aber  m.  E.  darin, 
daß  der  Besitzer  eines  solchen  Heims  an  den  Platz  gebunden  ist. 
Namentlich  dort,  wo  die  ganze  Arbeitsgelegenheit  in  den  Händen 
eines  Unternehmers  liegt,  ist  es  dem  Klein wohnhausbesitzer  viel- 
fach unmöglich,  eben  seines  Besitzes  wegen  sich  nach  besseren 
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Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  umzusehen.  Bei  einem  eventuellen 
Streik,  bei  Absatzstockungen,  oder  auch  nur  bei  einem  persönlichen 
Überwerfen  mit  seinem  Brotherrn  wird  sich  ihm  dieses  Bewußtsein 
um  so  schmerzlicher  aufdrängen,  je  größer  die  Ausgaben  sind,  die 
er  für  den  Besitz  eines  eigenen  Heims  aufgewendet  hat.  Es  bleibt 
ihm  unter  diesen  Umständen  nichts  anderes  übrig,  als  sein  Eigen- 
tum möglichst  rasch  zu  verkaufen,  denn  auf  eine  Vermietung  wird 
er  sich  nur  in  den  seltensten  Fällen  einlassen  können.  Daß  ein  Ver- 
kauf unter  solchen  Umständen  seine  Schwierigkeiten  hat  und  fast 
stets  mit  finanzieller  Einbuße  verknüpft  ist,  liegt  auf  der  Hand. 

Damit  glaube  ich  die  hauptsächlichsten  Mängel,  die  der  Besitz 
eines  Kleinwohnhauses  mit  sich  bringt,  aufgedeckt  zu  haben,  und 
es  wiegen  m.  E.  diese  Nachteile  die  so  oft  gerühmten  Vorzüge 
reichlich  auf.  Es  hat  eben  jede  Bauart  ihre  Licht-  und  Schatten- 
seiten, daran  ist  nichts  zu  ändern.  Der  Zweck  meiner  Ausfüh- 
rungen war  im  wesentlichen  der,  zu  beweisen,  daß  das  Ein-  bezw. 
Zweifamilienhaus  nicht  überall  und  immer  am  Platze  ist,  und  daß 
man  eine  solche  Bauart  niemals  als  conditio  sine  qua  non  ansehen 
darf,  wie  es  zurzeit  leider  bei  den  maßgebenden  Kreisen  in 
Westfalen  der  Fall  ist.  In  letzter  Linie  kommt  es  doch  nur  darauf 
an,  den  Arbeitern  gesunde  Kleinwohnungen  zu  verschaffen,  und 
es  ist  diesen  in  vielen  Fällen  ganz  gleichgültig,  ob  sie  in  einem 
Ein-  oder  Zweifamilienhause  oder  in  einem  hohen  Mietshause  wohnen. 

Natürlich  sollen  durch  diese  Darlegung  die  Verdienste  der 
Landesversicherungsanstalt  Westfalen  um  die  Besserung  der 
Wohnungsverhältnisse  in  ihrem  Bezirke  keineswegs  geschmälert 
werden.  Wenn  sie  auch  bei  ihrem  Vorgehen  von  durchaus  ein- 
seitigen Prinzipien  sich  hat  leiten  lassen,  so  ist  doch  ihr  guter 
Einfluß  unverkennbar,  nur  sollte  sie  m.  E.  auch  dem  Bau  von 
hohen  Mietshäusern  mit  Kleinwohnungen  ihre  Unterstützung  nicht 
versagen.  Der  Erfolg  hat  gelehrt,  daß  ihre  Verbesserungsbestre- 
bungen in  der  Hauptsache  den  mittleren  und  kleineren  Industrie- 
städten zugute  gekommen  sind,  während  die  größeren  Industrie- 
städte, in  denen  bekanntlich  die  Wohnungsnot  am  drückendsten 
ist,  hieran  einen  nur  verhältnismäßig  geringen  Anteil  hatten. 
Schuld  an  dieser  einseitigen  Anschauung  hat  unstreitig  die  heute 
bei  uns  herrschende,  alles  vernünftige  Maß  überschreitende  Be- 
wunderung der  englischen  Gartenstadtbewegung.  Hierzu  bemerkt 
Voigt  mit  Recht,  daß  sich  in  England  das  Gartenstadtproblem 
aus  sich  selbst  heraus  entwickelt  hat,  in  Deutschland  dagegen  will 
man  es  den  Leuten  aufoktroyieren.    Doch  ich  will  mich  hier  auf 
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diese  große  Streitfrage,  die  durch  Voigt  und  Eberstadt  genügend 
diskutiert  ist,  nicht  näher  einlassen.  An  und  für  sich  ist  der  Bau 
von  Ein-  und  ZweifamiHenhäusern  auch  bei  uns  nur  zu  wünschen, 
man  muß  sich  indessen  immer  die  Frage  vorlegen,  ob  dies  überall 
und  immer  ökonomisch  durchführbar  ist.  Nach  meiner  Überzeugung 
muß  sich  der  Bau  von  solchen  Kleinwohnhäusern  auf  die  kleineren 
und  mittleren  Industriestädte  beschränken,  für  die  größeren  Städte 
jedoch  muß  das  hohe  Mietshaus  mit  Kleinwohnungen  gefordert 
werden. 

Beide  Bestrebungen  sind  also  notwendig,  wenn  ein  nach- 
haltiger Erfolg  erzielt  werden  soll.  Wo  beide  sich  zu  einem  ge- 
meinsamen Vorgehen  vereinigen,  da  ist  die  Basis  für  eine  grund- 
legende Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  gegeben,  mögen 
diese  Bestrebungen  ausgehen,  von  wem  sie  wollen,  wenn  nur  jedes 
Spekulationsmoment  hierbei  ausgeschaltet  ist. 

Hand  in  Hand  mit  einer  solchen  Wohnungsfürsorge  für 
verheiratete  Arbeiter  muß  die  Fürsorge  für  die  unzählige  Masse 
der  ledigen  Arbeiter  gehen,  die  heute  die  Industriestädte  über- 
schwemmt, und  die  von  Jahr  zu  Jahr  in  beängstigender  Weise 
anschwillt.  Hier  Wandel  zu  schaffen  ist  m.  E.  in  erster  Linie 
Sache  der  Gemeinden.  Leider  ist  bisher  seitens  der  westfälischen 
Gemeinden  dieser  Frage  so  gut  wie  gar  keine  Beachtung  geschenkt 
worden.  Es  muß  unbedingt  gefordert  werden,  daß  die  einzelnen 
Gemeinden  selbst  zum  Bau  von  Ledigenheimen  schreiten.  Die 
ihnen  dadurch  entstehenden  Kosten  sind  gewiß  nicht  gering  an- 
zuschlagen, indessen  fragt  es  sich,  ob  dieses  Opfer  nicht  dennoch 
am  Platze  ist,  wenn  man  sich  die  Erfolge  vor  Augen  hält,  die 
durch  die  Hebung  des  ganzen  Standard  of  life  des  ledigen  Arbeiters 
erzielt  werden  könnten.  Wo  jedoch  die  Gemeinden  sich  zum  Eigen- 
bau solcher  Ledigenheime  nicht  entschließen  können,  sollten  sie 
wenigstens  die  Bestrebungen  der  gemeinnützigen  Bauvereinigungen, 
die  sich  ein  solches  Ziel  gesteckt  haben,  nach  Kräften  unterstützen, 
entweder  durch  Übernahme  der  selbstschuldnerischen  Bürgschaft 
für  das  Baukapital,  oder  durch  unentgeltliche  Abgabe  von  Bau- 
plätzen und  dergleichen  mehr. 

Auch  könnten  die  Arbeitgeber  selbst  ihr  Interesse  für  eine 
Besserung  der  Wohnverhältnisse  ihrer  Arbeiter  in  dieser  Richtung 
am  besten  betätigen.  Es  gilt  allerdings  hier  noch  die  bekannte 
Abneigung  der  Arbeiter,  sich  dem  Zwange  einer  Hausordnung 
zu  fügen,  zu  bekämpfen.  Vielleicht  kann  hier  der  Versuch  nach- 
geahmt werden,  den  die  Firma  Krupp  im  Rheinlande  unternommen 
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hat.  Diese  Firma  ist  in  letzter  Zeit  dazu  übergegangen,  die  Ver- 
waltung des  gesamten  Hauswesens  in  ihren  Ledigenheimen  ihren 
Arbeitern  selbst  zu  überlassen.  Diese  wählen  für  jede  Woche 
aus  ihrer  Mitte  einen  Vorsteher,  in  dessen  Händen  die  Oberleitung 
liegt,  und  der  die  Kosten  der  Verwaltung  usw.  wöchentlich  auf 
die  einzelnen  Arbeiter  verteilt.  Bisher  sind  vorzügliche  Resultate 
hiermit  erzielt  worden. 

Ferner  wäre  wünschenswert,  daß  an  den  zuständigen  Stellen 
dem  Gebiete  der  Wohnungsaufsicht  mehr  Aufmerksamkeit  ge- 
schenkt würde.  Die  Wohnungsaufsicht  ist  eins  der  wichtigsten 
Grundprobleme  der  Wohnungsfürsorge  überhaupt,  denn  erst  durch 
sie  kann  festgestellt  werden,  wo  tatsächlich  eine  Wohnungsnot 
besteht,  und  durch  eine  sachgemäße  und  allgemein  durchgeführte 
Wohnungsinspektion  werden  wiederum  einer  systematischen  Woh- 
nungsfürsorge die  Wege  geebnet.  Voraussetzung  ist  natürlich, 
daß  geeignete  Gesetze,  Verordnungen  usw.  über  die  Beschaffenheit 
und  Benutzung  der  Wohnungen  ergänzend  hinzutreten.  Der 
Schwerpunkt  der  Frage  ist  natürlich  der,  von  wem  der  Erlaß  der 
notwendigen  Bestimmungen  ausgehen  soll,  vom  Reich,  von  den 
Einzelstaaten,  oder  von  den  Kommunalbehörden.  Die  Zuständig- 
keit des  Reiches  ist  durch  Art.  4  Ziff.  15  der  Reichsverfassung 
gegeben,  und  es  ist  meines  Erachtens  die  reichsgesetzliche  Re- 
gelung die  zweckmäßigste.  Von  verschiedenen  Seiten  wird  aller- 
dings eine  solche  Regelung  nicht  für  praktisch  durchführbar  er- 
achtet, weil  nicht  für  alle  Landesteile  gleichmäßig  brauchbare  Normen 
aufgestellt  werden  könnten.  »Dem  muß  entgegengehalten  werden, 
daß  die  Hauptforderungen  auf  dem  Gebiete  der  Gesundheit,  der 
Sittlichkeit  und  der  Feuersicherheit  doch  wohl  in  allen  Orten  des 
deutschen  Reiches  dieselben  sein  werden.«  Auf  die  Mitwirkung 
der  Einzelstaaten  und  der  Kommunen  kann  jedoch  nicht  verzichtet 
werden,  und  deshalb  überläßt  man  ihnen  am  besten  die  Regelung 
von  Fragen,  bei  denen  örtliche  Verhältnisse  eine  besondere  Rolle 
spielen.  Bisher  ist  jedoch  seitens  des  Reiches  trotz  mehrfacher 
Anträge  im  Reichstag^)  in  dieser  Hinsicht  nichts  geschehen. 


^)  So  wurde  beispielsweise  im  Jahre  1907  vom  Zentrum  im  Reichstag  der  An- 
trag eingebracht,  »die  verbündeten  Regierungen  um  Vorlage  eines  Gesetzentwurfes  zu 
ersuchen,  der  allgemeine  Vorschriften  zur  Verbesserung  der  Wohnungsverhältnisse  der 
minderbemittelten  Klassen  enthalten  sollte,  mit  der  Verpflichtung  der  Einzel  Staaten,  die 
Durchführung  dieser  allgemeinen  Vorschriften  durch  spezielle  Verordnungen  unter  An- 
passung an  die  besonderen  Verhältnisse  von  Stadt  und  Land  zu  regeln  und  durch  An- 
stellung von  besonderen  Aufsichtsbeamten  seitens  des  Staates  oder  seitens  der  Ge- 
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Auf  dem  Verordnungswege  ist  quantitativ  mehr  als  auf  dem 
Gesetzgebungswege  geschaffen  worden  i),  doch  können  nicht  so 
durchgreifende  Bestimmungen  getroffen  werden,  wie  im  Wege  der 
Gesetzgebung,  Vielfach  zeigte  sich  auch  —  so  in  Baden  —  die 
Unmöglichkeit  der  sofortigen  Durchführung  neuer  Bestimmungen, 
weil  bei  ihrer  strengen  Handhabung  eine  große  Anzahl  von 
Personen  obdachlos  geworden  wäre.  Man  mußte  sich  daher  mit 
der  Beseitigung  der  schlimmsten  Übelstände  begnügen. 

Jedenfalls  wäre  die  in  Hessen  getroffene  Regelung  der 
Wohnungsaufsicht  mit  mehr  oder  minder  großen  Abweichungen, 
je  nach  Lage  der  Verhältnisse,  auch  in  den  übrigen  Bundesstaaten 
sehr  wohl  durchführbar.  Zur  Mitwirkung  an  diesem  Werke  sind 
neben  den  Gemeinden  auch  die  Landesversicherungsanstalten  be- 
rufen, indem  sie  durch  die  von  ihren  Kontrollbeamten  vorzunehmende 
Untersuchung  der  Wohnungsverhältnisse  der  Kranken  und  Renten- 
bewerber gewiß  manchen  Mangel  aufdecken  und  durch  entsprechende 
Meldung  an  die  Wohnungsinspektion  für  Abhilfe  sorgen  könnten. 
Auch  könnten  die  örtlichen  Krankenkassen,  deren  pekuniäres 
Interesse  geradezu  gesunde  Wohnungsverhältnisse  erfordert,  hierzu 
herangezogen  werden. 

Grundbedingung  für  eine  solche  Wohnungsaufsicht  ist  natür- 
lich das  Vorhandensein  von  geeigneten  Wohn  Vorschriften.  So 
lange  in  dieser  Beziehung  keine  reichsgesetzliche  oder  einzelstaat- 
liche Regelung  erfolgt  ist,  müssen  wir  uns  mit  polizeilichen  Maß- 
nahmen begnügen  2).    Doch  dürfen  diese  polizeilichen  Vorschriften 

meinden,  jedoch  unter  Oberaufsiclit  von  Staatsbeamten,  zu  sichern«.  Der  Antrag  wurde 
jedoch  abgelehnt. 

Schon  vorher  hatten  jedoch  verschiedene  Einzelstaaten  mit  mehr  oder  weniger 
Erfolg  versucht,  durch  Verordnungen  und  Gesetze  ihrerseits  einzugreifen.  In  dieser 
Hinsicht  ist  das  Großherzogtum  Hessen,  das  sich  überhaupt  auf  dem  Gebiete  der 
Wohmmgsfürsorge  rühmlich  hervorgetan  hat,  vorbildlich  gewesen.  Nachdem  zunächst 
durch  ein  Gesetz  vom  Jahre  1893  über  die  Beschaffenheit  der  Wohnungen  und  ihre 
Benutzung  grundlegende  Bestimmungen  getroffen  waren,  wurde  im  Jahre  1908  für  jeden 
Kreis  eine  Kreiswohnungsinspektion  eingeführt  und  diese  einer  besonders  angestellten 
Beamtin  übertragen.  Ähnliche  Bestimmungen  sind  in  Hamburg  und  Lübeck  getroffen 
worden.  Auch  in  Preußen  versuchte  man  die  Wohnungsverhältnisse  durch  ein  Gesetz 
zu  regeln.  Ein  dementsprechender  Entwutf,  der  insbesondere  vortreffliche  Bestimmungen 
über  die  Wohnungsbenutzung  und  die  Wohnungsaufsicht  enthielt,  wurde  im  Jahre  1905 
vorgelegt,  er  scheiterte  jedoch  an  dem  Widerstand  der  Selbstverwaltungsorgane. 

^)  S.  Anmerkung  auf  der  vorigen  Seite  2.  Abs. 

2)  Als  ein  nachahmenswertes  Beispiel  einer  solchen  polizeilichen  Maßnahme  ist 
die  Wohnungspolizeiverordnung  für  den  Regierungsbezirk  Minden  vom  10.  März  19 10  zu 
erwähnen,  die  geradezu  mustergültige  Bestimmungen  über  die  Beschaffenheit  und  Benutzung 
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sich  m.  E.  niemals  auf  die  eigentliche  Wohnungsaufsicht  erstrecken, 
sondern  diese  muß  sich  lediglich  als  Organ  der  Wohlfahrts- 
pflege darstellen. 

Auch  wird  die  Wohnungsaufsicht,  wenn  sie  als  Organ  der 
Wohlfahrtspflege  gehandhabt  wird,  einen  wesentlichen  Einfluß  auf 
die  Wohnungsnutzung  ausüben  können,  da  ohne  eine  geordnete 
Wohnungsnutzung  die  Wohnungsaufsicht  in  letzter  Linie  doch 
versagen  müßte.  Und  gerade  in  dieser  Hinsicht  liegen  die  Ver- 
hältnisse bei  uns  noch  sehr  im  Argen.  Den  meisten  Arbeiter- 
familien fehlt  bis  heute  noch  jegliches  Verständnis  für  gesundes 
Wohnen.  Woran  in  letzter  Linie  alle  Bestrebungen  der  sozialen 
Wohnungsfürsorge  scheitern,  das  ist  die  Gleichgültigkeit  und  An- 
spruchslosigkeit der  Leute  bezüglich  ihrer  Wohnun^sverhältnisse. 
Dies  zeigt  sich  nicht  allein  in  bezug  auf  die  Ausstattung  der 
Räume,  sondern  auch  in  der  Benutzung  der  Wohnung  selbst,  in- 
deip  nämlich  in  der  Regel  für  Schlafzimmer  und  Küche  die 
kleinsten  Zimmer  verwendet  werden.  Dafür  hat  aber  jede  Wohnung 
ihren  »Salon«,  der  unbedingt  vorhanden  sein  muß,  und  wenn  die 
ganze  Familie  —  Vater,  Mutter  und  erwachsene  Kinder  —  in 
einem  einzigen  Raum  schlafen  muß^). 

von  Wohnungen  getroffen  hat.  Es  würde  zu  weit  führen,  diese  Bestimmungen  hier  alle  aut- 
zuzählen. Bezüglich  der  Benutzung  der  Wohnungen  sei  hier  nur  hervorgehoben,  daß  die  Schlaf- 
räume einer  jeden  Wohnung  für  jede  zur  Haushaltung  gehörige  über  lO  Jahre  alte  Person 
mindestens  lo  cbm  Luftraum  und  2  qm  Gnmdfäche  enthalten  müssen.  Kinder,  die  das  erste 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  bleiben  außer  Betracht.  Femer  muß  jedes  Ehe- 
paar für  sich  imd  die  noch  nicht  14jährigen  Kinder  zusammen  einen  besonderen  Schlaf- 
raum oder  doch  einen  besonderen  Abschlag  im  Schlafraum  haben;  im  übrigen  müssen 
die  über  14  Jahre  alten  Personen,  nach  Geschlechtem  getrennt,  in  besonderen  Räumen 
oder  Abschlägen  schlafen  können.    Die  Abschläge  müssen  bis  zur  Decke  reichen. 

Entsprechen  die  von  der  Polizeibehörde  untersuchten  Wohnungen  diesen  Be- 
stimmungen nicht,  so  dürfen  sie  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  nicht  wieder  be- 
wohnt werden. 

Im  übrigen  verweise  ich  auf  die  im  Anhang  gebrachte  Polizeiverordnung. 

^)  Als  kürzlich  ein  Revisor  des  Verbandes  westfälischer  Baugenossenschaften  eine 
Untersuchung  der  Genossenschaftshäuser  vornahm,  wurde  er  in  einem  Haus  auch  in  den 
»Salon«  geführt,  der  mit  kostbaren  Möbeln  ausgestattet  war.  Die  ganze  Wohnung  be- 
stand aus  drei  Zimmern,  einer  Wohnküche,  dem  Schlafzimmer  und  dem  »Salon«.  In 
dem  Schlafzimmer  schliefen  Vater,  Mutter  und  ein  17  Jahre  alter  Sohn.  Sittliche  Be- 
denken über  den  gemeinsamen  Schlaf  räum  kannten  die  Leute  nicht;  auf  entsprechende 
Vorstellungen  hin,  weigerten  sie  sich,  eine  Änderang  eintreten  zu  lassen,  weil  sie  da- 
durch ihren  »Salon«  verlieren  würden,  der  dabei  das  ganze  Jahr  hindurch  nicht  benutzt 
wird.  —  In  einem  anderen  Falle,  in  dem  die  Verhältnisse  genau  so  lagen,  beschwerten 
sich  die  Leute  beim  Revisor  darüber,  daß  die  Baugenossenschaft  ihnen  die  Erlaubnis 
zur  Abvermietung  des  dritten  Zimmers  an  Schlafgänger  nicht  gestatte. 
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Solange  in  den  Anschauungen  der  Arbeiter  nicht  von  innen 
heraus  eine  Änderung  eintritt,  sind  alle  Bestrebungen  zur  Ver- 
besserung ihrer  Wohnungsverhältnisse  von  v^enig  Erfolg.  Zu 
einem  kleinen  Teile  könnten  hier  vielleicht  die  Haushaltungsschulen 
eingreifen,  deren  Bedeutung  von  den  Gemeinden  noch  viel  zu 
v^enig  anerkannt  wird. 

Zum  Schluß  möchte  ich  noch  darauf  hinweisen,  daß  man  ge- 
rade bei  den  Bestrebungen  zur  Linderung  des  Wohnungselendes 
in  der  Wahl  der  Mittel  sehr  vorsichtig  sein  muß.  Die  örtlichen 
Verhältnisse,  die  in  jeder  Gemeinde  verschieden  sind,  spielen  eine 
viel  zu  große  Rolle,  als  daß  die  Anwendung  eines  »Universal- 
mittels«  nun  etwa  für  alle  Gemeinden  Platz  greifen  könnte.  Diese 
Verschiedenheiten  liegen  einmal  in  der  physikalischen  Bodenbe- 
schaffenheit und  im  Klima,  zum  andern  in  den  Arbeitsverhältnissen 
selbst.  Es  kommt  vor  allem  auf  die  wirtschaftliche,  soziale  und 
rechtliche  Lage  der  Arbeiter  an,  die  nach  ihrer  verschiedenen  Art 
ganz  verschiedene  Maßnahmen  bedingt.  Von  einem  überall  und 
immer  gültigen  »nützHch«  und  »verfehlt«  kann  kaum  die  Rede  sein. 


Hofbuohdruckerei  Kudolstadt. 


Fürstlich  priv.  Hofbuchdruckerei  (F,  Mitzlaff) 
Rudolstadt. 


